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Das 2. Stadtgeschichte-Kolloquium der 
Stadt Frankfurt (Oder) veranlaßte die 
Veranstalter zur Darstellung dieses histo- 
risch bedeutsamen Vorganges in unserer 
Stadt, weil es im 30. Jahr der Vereini- 
gung der beiden Arbeiterparteien statt- 
fand. 


Dank der Mitarbeit der Kommission zur 
Erforschung der Geschichte der örtlichen 
Arbeiterbewegung der Kreisleitung 
Frankfurt (Oder) der SED war es mög- 
lich, einige Fakten der Jahre 1945/46 
darzustellen und auf ihre Bedeutung 
für die weitere Entwicklung unserer Stadt 
einzugehen. 


Das geschieht in der Verbindung mit der 
Erfolgsbilanz, die der IX. Parteitag der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutsch- 
lands im Mai 1976 aufzeigte, einer 
Bilanz, die — wenn auch im engeren 
Sinne für die 5 Jahre seit dem VIII. Par- 
teitag der SED gültig — augenfällig 
demonstriert, wie die Sozialistische Ein- 
heitspartei Deutschlands in den 30 Jah- 
ren ihres Bestehens als die Partei der 
Arbeiterklasse im Bündnis mit allen 
Werktätigen Träume und Vorhaben von 
einst verwirklichte und zu immer höher 
gesteckten Zielen streben kann, wie sie 
kluge und konsequente Führerin wurde 
für den Weg der weiteren Vervollkomm- 
nung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft und zum Aufbau der Grund- 
lagen der kommunistischen Gesell- 
schaftsordnung. 


Die Bilanz unserer Stadt reiht sich wür- 
dig in die der gesamten Republik ein. 
Wir konnten ihr mit ehrlichem Herzen 
zustimmen, als wir am 17. Oktober 1976 
den Kandidaten für unseren Bezirkstag 
und für die Volkskammer unsere Stimme 
gaben. 


Unsere Stadt wurde als Bezirksstadt zum 
politischen und geistig-kulturellen Zen- 
trum des Oderbezirkes, wurde schöner 
und wird es immer mehr werden, und 
sie bietet uns allen Raum für die unge- 
hinderte Entfaltung unserer Kräfte und 
Fähigkeiten zu stetig weiterem Aufblü- 
hen, fest verankert in der sozialistischen 
Staatengemeinschaft unter Führung der 
Sowjetunion, herzlich verbunden mit der 
Bevölkerung der Volksrepublik Polen, 
hinüber über die Oder als einer ein für 
allemal gültigen Grenze des Friedens, 
einer Grenze, die hinsichtlich der all- 
seitigen Zusammenarbeit eigentlich gar 
keine mehr ist. 


Es erhebt sich die Frage, wie dieser 
Optimismus, diese Zukunftssicherheit 
möglich sind in einer Stadt, die im April 
1945 im Grunde genommen eine tote 
Stadt war. Versuchen wir uns vorzustel- 
len: Völlig geräumt waren die Damm- 
vorstadt, die Gubener Vorstadt, Beresin- 
chen und die Lebuser Vorstadt. Die 
Kaufhäuser waren entleert. Im heutigen 
Kleistpark, in der Halben Stadt und an 
der Gertrauden-Kirche befanden sich 
Lager mit Artillerie- und Flak-Munition. 
Die Stadt war von Schützengräben und 
Panzersperren durchzogen. Umgekippte 
Straßenbahnwagen, gefüllt mit Pflaster- 
steinen, bildeten Barrikaden. Besonders 
an den Kreuzungen waren die Straßen 
aufgerissen. Das Bahnhofsgebäude und 
die Häuser zwischen der heutigen Otto- 
Grotewohl-Straße und dem Kräuterweg 
waren — obgleich noch bewohnt — ver- 
mint. Die meisten Brücken über die 
Oder waren gesprengt. Unsere Stadt war 
eine Trümmerwüste. Nach der Befreiung 
durch die siegreichen Truppen der Roten 
Armee gab es kaum ein halbes Tausend 
Einwohner am 23. April 1945, 70 bis 80 
Prozent der Gebäude waren zerstört, es 
gab keine Energie, kein Wasser, kein 
versorgendes Hinterland.t) 


Diesem traurigen Erbe des verbrecheri- 
schen hitlerfaschistischen Regimes sahen 
sich Befreier wie Befreite gegenüber. 


Die sowjetischen Rotarmisten waren sich 
ihrer Verpflichtung klar, dem deutschen 
Volk zu helfen, einem Volk, das bleibt, 
wenn auch die Hitler kommen und ge- 
hen. Und sie gingen an die notwendi- 
gen Arbeiten. Gemeinsam mit den Anti- 
faschisten, den Aktivisten der ersten 
Stunde, Genossen — die aus den Kon- 
zentrationslagern zurückkehrten — Ge- 
nossen aus beiden Arbeiterparteien, die 
in der Hölle der Nazibarbarei begriffen 
hatten: 


„Im Kampf um die demokratische 
Erneuerung Deutschlands muß die Arbei- 
terklasse die führende Rolle überneh- 
men und ein enges Kampfbündnis mit 
der Bauernschaft und allen antifaschi- 
stisch-demokratischen Kräften herstel- 
len."2) 


Diese Erkenntnis war eine Gesetzmäßig- 
keit, als Lehre der Geschichte begriffen 
worden, daß die geeinte Arbeiterklasse 
die einzige Kraft ist, die diese historisch 
notwendige Aufgabe lösen kann. Um die 
führende Rolle in der demokratischen 
Erneuerung Deutschlands ausüben zu 
können, war die politische und organi- 
satorische Vereinigung der Arbeiterklasse 
in einer einheitlichen Arbeiterpartei not- 
wendig, wie es Dr. Fritz Rücker, der spä- 
tere 3. Vizepräsident der Provinzialver- 
waltung Brandenburg, bereits im Februar 
1945 im Auftrage des Nationalkomitees 
„Freies Deutschland“ in den „Richtlinien 
zur deutschen Geschichte“ ausdrückte. 
Auch der Genosse Willy Jentsch, der 
spätere Oberbürgermeister unserer Stadt, 
sagte von sich und vielen seiner Genos- 
sen, daß die Einsicht zur Vereinigung der 
beiden Arbeiterparteien in den Konzen- 


trationslagern der Faschisten erstarkt 
sei, für ihn bedeuteten das z.B. 11 Jahre 
KZB) 


Bereits durch die Brüsseler Konferenz 
der KPD 1935 und die Berner Konfe- 
renz der KPD von 1939 war die Zielstel- 
lung zur Überwindung der Spaltung der 
deutschen Arbeiterklasse vor allem im 
1935 von Wilhelm Pieck gehaltenen 
Hauptreferat herausgearbeitet worden. 
Besonders die Berner Konferenz hatte 
die Grundsätze für die Entwicklung 
Deutschlands nach dem Sturz des 
Faschismus erarbeitet. Ausgehend von 
ihrer Aufgabenstellung 


— in Deutschland eine antifaschistisch- 
demokratische Ordnung zu errichten 
und 


— die Arbeiterklasse auf das Endziel 
„Errichtung des Sozialismus in 
Deutschland“ zu orientieren, 


war den aus den Konzentrationslagern, 
Zuchthäusern, der Illegalität und Emi- 
gration zurückkehrenden Genossen bei- 
der Parteien und den Antifaschisten Ziel 
und Weg des Vorgehens gegeben. 


r 
Der Aufruf der KPD vom 11. Juni 1945 
an das deutsche Volk und der Aufruf 
der SPD vom 15. Juni 1945 bildeten die 
Grundlage für den Wiederaufbau, wäh- 
rend die am 19. Juni 1945 zwischen dem 
ZK der KPD und dem Zentralausschuß 
der SPD in Berlin abgeschlossene Ver- 
einbarung die Grundlage künftigen 
gemeinsamen Handelns, der Aktionsein- 
heit von Kommunisten und Sozialdemo- 
kraten, darstellte. 


Eine Reihe von Antifaschisten in unserer 
Stadt wie die Genossen Max Haase, 
Richard Barsch und Willy Wildgrube 


waren dig ersten, die sich mit Hilfe und 
Unterstützung des sowjetischen Stadt- 
kommandanten Korshikow sofort an die 
Spitze der Organisierung des Wieder- 
aufbaus stellten.*) 


Aus der Gemeinsamkeit der Wiederauf- 
bau-Arbeit entsprang sehr schnell der 
Wunsch nach einer gemeinsamen Par- 
tei, für deren Bildung beauftragte Ge- 
nossen beider Arbeiterparteien den 
Stadtkommandanten bereits im Mai 1945 
um Genehmigung baten! 


Am 10. Juni 1945 wurde mit dem Befehl 


Nr. 2 der SMAD die Bildung politischer 
Parteien möglich, und so konstituierte 
sich in Frankfurt (Oder) am 10. Juni 1945 
die KPD, deren späterer Vorsitzender 
Genosse Julius Töpfer wurde, und am 
15. Juni 1945 die SPD unter Leitung der 
Genossen Wegener, Hanschke und 
Hildebrandt. 


Die Genossen der Vorstände beider 
Arbeiterparteien in Frankfurt (Oder) ver- 
ständigten sich unmittelbar danach über 
das weitere gemeinsame Vorgehen bei 
der Lösung der anstehenden Probleme, 
wozu der Aktionsausschuß gebildet 
wurde. Weiter wurde festgelegt, daß 
Massenversammlungen nach Möglichkeit 
gemeinsam vorbereitet und durchgeführt 
werden. 


Es kam zum Aufbau einheitlicher 
Gewerkschaften durch gemeinsames Vor- 
gehen der beiden Parteien bereits ab 
Juli 1945. 


Die gemeinsame Arbeit, das abge- 
stimmte Vorgehen beider Parteien war 
nicht ohne Einfluß auf die Vertreter der 
Mittelschichten geblieben. Viele von 
ihnen kamen nach Ende der Kriegshand- 
lungen mit den Tausenden Flüchtlingen- 
in die Stadt zurück, beteiligten sich an 
der Überwindung des Elends und wa- 
ren bereit zur kameradschaftlichen Zu- 


sommenarbeit, organisiert nach Bildung 
der bürgerlichen Parteien auch in Frank- 
furt (Oder). 


Der Einfluß der ungeduldig die Vereini- 
gung der beiden Arbeiterparteien erwar- 
tenden Genossen und die Ausstrahlungs- 
kraft der Genossen beider Parteien, die 
die Vereinigung bereits konkret vorberei- 
teten, war in allen Bereichen des sich 
allmählich wieder entwickelnden Lebens 
der Stadt spürbar. So erinnert sich der 
Genosse Willy Jentsch des Aufbaus einer 
Polizei des Volkes, deren Angehörige 
Antifaschisten waren, anfangs durch rote 
Armbinden kenntlich gemacht, im Som- 
mer 1945 mit Uniformen der Bahnpolizei 
eingekleidet und zwecks besserer Beweg- 
lichkeit in der Stadt mit fünf Pferden 
versehen.) 


Eine erste Masseninitiative wurde ge- 
weckt zum Verlegen eines Stromkabels 
von Finkenheerd nach Fankfurt (Oder), 
wobei in sieben Großeinsätzen weit über 
21.000 Menschen Hand anlegten, ebenso 
wie bei der Enttrümmerung, der Bergung 
von brauchbarem Material aller Art aus 
den Ruinen. Mit gleicher Tatkraft wurden 
Polikliniken und Krankenanstalten ge- 
schaffen, besonders nötig wegen der 
Typhus-Epidemie im Juli/August 1945, die 
an einigen Tagen bis zu 180 Tote for- 
derte. Es fehlte aber an Laken und Hem- 
den für die Krankenhäuser. Als man 
vergrabene Fallschirmseide. fand, wurde 
daraus in der ersten gerade eröffneten 
Nähstube die benötigte Wäsche ange- 
fertigt. Das erste Kinderheim — das 
Clara-Zetkin-Heim — wurde einge- 
richtet, sechs Küchen eröffnet, die täg- 
lich etwa 20000 Portionen Essen für 
Werktätige, Flüchtlinge und Rückkehrer 
herstellten. Die ersten Kindergärten ent- 
standen. In der Großen Müllroser Straße 
wird die erste Schule im Oktober 1945 
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eröffnet — heute die kleinste Schule 
der Stadt —, die Fenster damals mit 
Brettern und Pappe vernagelt. In ihr 
unterrichteten Neulehrer, vorwiegend aus 
den Reihen der Arbeiterklasse, die erst 
ausgebildet werden mußten, damit sie 
nicht gelegentlich „Blume“ mit „h" 
schrieben. Daran hat besonders der Ge- 
nosse Paul Kant, der erste Schulrat un- 
serer Stadt, großartigen Anteil, weshalb 
ihm zu Ehren die 7. Oberschule unserer 
Stadt heute seinen Namen trägt.) 


Die Genossen beider Parteien arbeiteten 
in allen Bereichen eng zusammen, z. B. 
in den drei Bezirksbürgermeistereien der 
Stadt, in denen jeweils drei bis vier 
Bezirksälteste fungierten, die von je acht 
bis zehn Straßenältesten unterstützt 
wurden und deren Aufgabe es war, sich 
organisierend und konirollierend um sol- 
che Fragen zu kümmern wie: 


— Einsatz der Arbeitsfähigen für alle 
Arbeiten (z. B. Munitionsbergung, 
Enttrümmerung), dabei waren 80 Pro- 
zent der Arbeitenden Frauen, und in 
den ersten 4 bis 6 Wochen gab es 
keinen Lohn, die Lebensmittelration 
pro Tag betrug 300 g Brot, und gele- 
gentlich gab es etwas Marmelade, 
Butter, Ol oder Fleisch 


— Wohnraumbelegung 


— Erfassung neu ankommender Einwoh- 
ner 


— Anforderung von Fahrzeugen der 
Roten Armee zum Enttrümmern 


—- Einhaltung der nächtlichen Sperrzei- 
ten 

— nächtliche Streifengänge mit Patrouil- 
len der Roten Armee 

— ab Juli 1945 Einziehung der Mieten 


— ab November 1945 Ausgabe der 
Lebensmittelkarten 
u.v.a.m. 





Aber stärker noch als dieses gemein- 
schaftliche Vorgehen beim Wiedererwek- 
ken des Lebens in der Stadt war das 
gemeinsame Bemühen, in den Köpfen 
der allmählich wieder Hoffnung und 
Lebensmut gewinnenden Menschen Ord- 
nung zu schaffen, ihnen nicht nur mate- 
rielle Voraussetzungen des Weiterlebens 
zu schaffen, sondern ihnen begreiflich 
zu machen, daß sie mit ihrer Arbeit sel- 
ber das schreckliche Erbe überwinden 
müssen, ihre Kraft und ehrliche Bereit- 
schaft zu friedlicher Arbeit in die Waag- 
schale eines neuen Anfangs für das 
deutsche Volk werfen müssen. 
Die Chronisten dieser Monate berichten 
von überfüllten Versammlungsräumen, 
wo Redner der KPD und SPD gemein- 
sam auftraten und verdeutlichten, daß 
Wiedergutmachung heißt: 

Arbeiten am Wiederaufbau, 

die Naziideologie aus den Köpfen 

räumen, 

der Jugend neue Ideale geben, 

den neuen Menschen formen.) 


Es wird berichtet von Frauenversamm- 
lungen, auf denen auf die Rolle der 
Frau in Vergangenheit, Gegenwart 
und Zukunft hingewiesen wurde,?) von 
unermüdlicher Agitation unter Jugend- 
lichen, deren bewußteste Vertreter — 
unter ihnen unser heutiger Oberbürger- 
meister, Genosse Fritz Krause — den 
ersten Jugendausschuß der Stadt bilde- 
ten, von der propagandistischen Arbeit 
im Kriegsgefangenenlager Gronenfelde, 
wo der KPD-Aufruf erläutert wurde und 
der Genosse Willy Jentsch auftrat, um 
besonders in unserer Stadt verbleibende 
ehemalige Soldaten für den friedlichen 
Wiederaufbau zu gewinnen.) 

Besonders vielfältig waren die Bemü- 
hungen der Genossen auch unter den 
Landarbeitern und Bauern der heutigen 
ländlichen Wohngebiete unserer Stadt, 
in denen bis Kriegsende Gutsbesitzer 


gewirtschaftet und alles beherrscht hat- 
ten. 

Der zentrale Aufruf der KPD an die 
Bauern und die Rede des Genossen 
Walter Ulbricht vom Juli 1945 in Bran- 
denburg wurden veröffentlicht, und Ge- 
nossen beider Parteien haben wiederholt 
auf den Bauernversammlungen zur Vor- 
bereitung und Durchführung der Boden- 
reform gesprochen. '') 


Entsprechend der Verordnung der Pro- 
vinzialverwaltung Brandenburg vom 6. 
September 1945 erhielt die Bodenreform 
Gesetzeskraft, und am 1. Oktober 1945 
wurde Genosse Willy Jentsch Vorsitzen- 
der der Kreisbodenkommission. Sofort 
wurden elf Gemeindekommissionen ge- 
bildet. Allerdings war außer Land und 
Gebäuden ein trauriger Rest von den 
ehemaligen Besitzern hinterlassen wor- 
den. So hatte z. B. Schulz aus Rosengar- 
ten im April 1945 sämtliches Großvieh mit 
gen Westen gehen lassen (damals kom- 
mentierten die Genossen: „Weil aus dem 
Ritt gen Osten nichts geworden war“), 
und auch Burgsdorff aus Markendorf wie 
Scherz aus Klistow waren Hals über 
Kopf geflüchtet unter Mitnahme alles 
dessen, was sie erraffen konnten.) 
So waren im Mai 1945 nur 
128 Pferde, 
38 Rinder, 
8 Schweine, 
3 Schafe, 
126 Hühner und 
69 Ziegen 
in ganz Frankfurt (Oder) vorhanden.") 
Dank der Hilfe der Sowjetunion stieg 
der Viehbestand bis Juli 1946 auf 
639 Pferde, 
486 Rinder, 
209 Schweine, 
150 Schafe, 
7245 Hühner und 
1009 Ziegen 
an.) 


Run 


Aus dem Bondenfonds der Enteigneten 
erhielten in Frankfurt (Oder) 214 Fami- 
lien insgesamt 1160 ha Land. So über- 
gab z. B. auf der Festveranstaltung in 
Rosengarten am 9. Oktober 1945 Ge- 
nosse Willy Jentsch das Land an die 
Neubauern. Kinder der 1. Klasse der 
Schule Rosengarten zogen die Lose für 
die Parzellen. Es war Land, auf dem 
die Kriegsschäden zu beseitigen wa- 
ren. Nach einem gemeinsamen Aufruf 
aller Parteien und Organisationen stell- 
ten einige Betriebe dafür erst einmal 
einfache landwirtschaftliche Geräte her 
oder reparierten sogar Wracks ehema- 
liger Geräte. Kollegen der damaligen 
Landmaschinen-GmbH z. B. fertigten in 
ihrer Freizeit drei Schwungpflüge, Sen- 
sen, Häufelhacken, Stampfeisen, Schüs- 
seln und Milchkannen an. Die Kollegen 
vom Wasserwerk und Gaswerk stellten 
landwirtschaftliche Geräte kostenlos 
her.®) 


So wurde auch in Frankfurt (Oder) die 
Bodenreform ein Werk beider Arbeiter- 
parteien. Die gemeinsam handelnden 
Arbeiterparteien hatten im Bündnis mit 
den Bauern und dem Landproletariat 
in diesem Teil Deutschlands die histo- 
risch längst fällige Entmachtung des 
Junkertums verwirklicht. 


Das Leben hatte wieder begonnen, die 
gemeinsame Arbeit hatte erste Erfolge 
und stärker verdeutlicht, wie stark die 
geeinte Arbeiterklasse ist. Das Ver- 
trauen zueinander wuchs ständig. 


So nimmt es nicht wunder, daß die von 
Anfang an vorhandenen Bestrebungen 
zum Aufbau einer einheitlichen Arbei- 
terpartei sich verstärkten und das Ver- 
langen vorhanden war, die Vereinigung 
möglichst bald zu vollziehen, auch aus 
den Gewerkschaften wurden solche 
Wünsche laut. 


Genosse Willy Jentsch erinnert sich: 
„Es wurden Stimmen laut, daß die 
Bildung von 2 Parteien überhaupt nicht 
erst notwendig war. Man sollte sofort 
eine einheitliche Partei organisieren und 
nicht erst neue Zersplitterungsarbeit ver- 
richten. Es wurde darüber diskutiert, wer 
die Initiative ergreifen soll, ob auf ört- 
licher Ebene oder von den zentralen 
Leitungen der beiden Parteien. Die 
Frage lautete: ‚Wenn wir doch zusam- 
men arbeiten und uns vereinigen wol- 
len, warum wird dann noch so lange ge- 
wartet mit der Vereinigung der beiden 
Parteien?‘ 1) 


Aus unserer Sicht ist es heute leicht zu 
sagen, daß die so lange währende Spal- 
tung der Arbeiterklasse nicht mit orga- 
nisatorischen Maßnahmen überwunden 
werden konnte. Diese Periode gemein- 
samer Arbeit war notwendig, es war ja 
eben gerade die gemeinsame Arbeit 
der Mitglieder beider Parteien auf allen 
Ebenen und nur denkbaren Gebieten 
des täglichen Lebens, die die später 
vollzogene Vereinigung als etwas von 
unten Gewachsenes nachweist, in deren 
Verlauf sich erst der ideologische Klä- 
rungsprozeß vollzog. Dies alles zusam- 
men stellte erst die Basis für die Er- 
haltung der zu vollziehenden Vereini- 
gung und der Einheit für alle Zeiten 
dar. 


Es gab jedoch auch reformistische Ten- 
denzen und Meinungen, wie die vor- 
rangige Betonung von Wahlen für kom- 


munale und staatliche Gremien, deren. 


Hintergrund offensichtlih das Lieb- 
äugeln mit „Zählen der Anhänger“ 
zwecks Herausarbeitung einer Priorität in 
der späteren Einheitspartei war. Diese 
Tendenzen kamen — offensichtlich auch 
begünstigt durch die Nähe zu Berlin — 
aus den Reihen der Schumacher-SPD- 
Gruppe in die Frankfurter SPD und 


führten zur Verunsicherung mancher Ge- 
nossen der SPD. Sie fürchteten bei einer 
schnellen Vereinigung eine Vergewalti- 
gung der Partei, eine Uniformierung der 
Mitglieder — so geäußert am 19. Ja- 
nuar 1946 in der 1. Funktionärskonferenz 
beider Parteien in Frankfurt (Oder).') 
Auch in der KPD wirkten vereinzelt — 
geboren aus schlechten Erfahrungen in 
der Zeit der Weimarer Republik — Mei- 
nungen, daß es mit den Sozialdemokra- 
ten keine Zusammenarbeit geben könne. 
Dabei spielte gelegentlich das Fehler- 
Aufrechnen eine Rolle, die Frage — wer 
in der Vergangenheit die meisten oder 
größten begangen habe. Es gab auch 
einzelne Versuche, in der Rückerinne- 
rung an Klassenauseinandersetzungen 
Niederlagen dem anderen anzulasten 
und Erfolge sich selbst zuzuschreiben.) 


Immer wieder aber gelangten die Funk- 
tionäre beider Parteien zu einheitlichen 
Standpunkten, und immer wieder holten 
sie sich Rat bei unseren Klassikern, 
studierten Marx und Lenin. Denn mit 
Hilfe des sowjetischen Stadtkomman- 
danten waren sie in den Besitz einer 
ganzen Wagenladung Klassikerschriften 
des Marxismus/Leninismus und sowjeti- 
scher Belletristik gelangt, die ihnen hal- 
fen, die Schulungsarbeit der Parteien 
zu verbessern. 


Der so bereitete Boden führte schließ- 
lih zu häufigem gemeinschaftlichem 
Auftreten der Funktionäre beider Par- 
teien, bei dem der Wille zur Vereini- 
gung öffentlich ausgesprochen wurde. 


Das gilt besonders für die Festveran- 
staltung zum 27. Jahrestag der No- 
vemberrevolution in der Stadthalle am 
7. November 1945, auf der Genosse 


- Julius Töpfer, Vorsitzender der KPD, 


die Festrede hielt. Es waren so viele 
Menschen gekommen, daß der Saal 
nicht ausreichte, sondern sie noch die 








Treppe, den Garten und die Straße 
füllten und dorthin mit Lautsprechern 
übertragen wurde. '”) 


Im November 1945 wurde das anti- 
faschistische Frauenkomitee gebildet. 
Unter seiner Leitung wurden u. a. drei 
Nähstuben eingerichtet, in denen die 
Frauen für die Kinder der Flüchtlinge 
und des Kinderheims Kleidung und 
Spielzeug für das erste Friedensweih- 
nachtsfest herstellten. 


Mit Beginn des Jahres 1946 waren dann 
die Bedingungen herangereift, die Ver- 
einigung unmittelbar vorzubereiten. 


Am 19. Januar 1946 fand in der großen 
Packkammer der Frankfurter Haupt- 
post die erste gemeinsame Funktionärs- 
konferenz beider Parteien statt, die un- 
ter dem Motto „Eine einige deutsche 
Arbeiterschaft" stand. Für die KPD 
sprach der Genosse Julius Töpfer, für 
die SPD Genosse Karl Wegener. Über- 
einstimmend und überzeugend stellten 
sie die Lehren aus der Geschichte dar, 
und es kam zu einer lebhaften Diskus- 
sion, in der allerdings die bereits ge- 
nannten Meinungen gegen die Vereini- 
gung geäußert wurden. Die Genossen 
Paul Kant und Erich Schwarz und an- 
dere setzten sich mit diesen Argumen- 
ten auseinander. Der „Volkswille" vom 
5. Februar 1946 berichtet, daß schließ- 
lich bei der Abstimmung mit wenigen 
Gegenstimmen dem baldigen Zusam- 
menschluß zugestimmt wurde. Der Ober- 
bürgermeister Willy Jentsch schreibt in 
seinen Erinnerungen, daß dies die 
schönste Versammlung gewesen sei, die 
er je erlebte. Am Ende sangen alle Ge- 
nossen das Arbeiterlied „Brüder, zur 
Sonne, zur Freiheit“, in dem es u. a. 
heißt: „Brüder, in eins nun die 
Hände... .“.20) 


Im Ergebnis dieser ersten Funktionärs- 
konferenz und in Verwirklichung der 
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angenommenen Entschließung begann 
in den Betrieben die Vereinigung der 
Betriebsgruppen der KPD und SPD, 
und am 24. Februar 1946 meldet die 
KPD-Kreisleitung Frankfurt (Oder) an 
die KPD-Landesleitung, daß sich in 
allen Betrieben Frankfurts der Zusam- 
menschluß vollzogen habe.?') 


Von einem Schulungsabend der Reichs- 
bahn mit etwa 175 Teilnehmern ist be- 
kannt, daß der Betriebsratsvorsitzende 
Genosse Krüger, SPD, den Zusammen- 
schluß begrüßte.??) Gleiches wissen wir 
von einer gemeinsamen Frauenver- 
sammlung am 11. Januar 1946, auf der 
Genosse Töpfer für die KPD, Genosse 
Heiden von der SPD und Genossin 
Scholler von der KPD sprachen, und von 
einer Frauenkundgebung am 13, Ja- 
nuar 1946 mit etwa 600 Frauen.?) 


Auch in 2 Bauernversammlungen traten 
die Genossen beider Parteien ebenso 
einheitlich auf wie beim Schulungs- 
abend im Heimkehrerlager Gronen- 
felde. Dort sprach auf einer Großkund- 
gebung am 15. Februar 1946 auch 
Genosse Oppermann über den „Weg 
zur sozialistischen Einheitspartei" vor 
350 Teilnehmern.?*) 


Auf einer öffentlichen Parteiversamm- 
lung der SPD im Februar 1946 sprach 
Genosse Grühnung von der KPD.3) 


Den Höhepunkt bildete schließlich der 
24. März 1946. Im Saal der damaligen 
Stadtverwaltung — heute ein Gebäude 
der BDVP — trafen sich die führenden 
Genossen der KPD und SPD, an ihrer 
Spitze die Vorsitzenden Genosse Töpfer 
und Genosse Wegener zur gemeinsa- 
men Konferenz und beschlossen — 
nachdem Genosse Friedrich Ebert vom 
Landesausschuß der SPD noch einmal 
die Bedeutung dieser Beratung erläutert 
hatte — die Vereinigung der beiden 


Parteien in unserer Stadt und wählten 
die Delegierten zum Landesparteitag in 
Potsdam.26) 


So mancher hat sich seiner Tränen 
nicht geschämt, wie Genossen rück- 
erinnernd berichten, daß nun die Kraft 
der geeinten Arbeiterklasse wiederher- 
gestellt war, der unsinnige Bruderzwist 
ein Ende hatte. Erinnerungen — die 
Lehren der Geschichte unterstreichend — 
an die Zeit vor der Naziherrschaft wur- 
den ausgetauscht, so z. B., wie die Ge- 
nossen auf die Dörfer zu Landarbeiter- 
versammlungen fuhren, Genosse Hans 
Jendretzky und Genosse Max Haase 
mit dem Motorrad. Sie erinnerten sich 
ihrer Kraft beim Auftreten auf dem 
Rittergut Pilgram anläßlich des Land- 
arbeiterstreiks 1931,27) besannen sich 
auf eine einst vorhandene Basis für 
gemeinsames Handeln, als KPD und 
SPD bei den Wahlen im November 1932 
in der Stadt Frankfurt (Oder) mit 16 405 
Stimmen der NSDAP mit ganzen 565 
Stimmen gegenüber standen. Das ver- 
mittelte ihnen einmal mehr die geschicht- 
liche Lehre, welche Macht sie geeint 
darstellen !?8) 


Das Nichtzustandekommen gemein- 
schaftlichen Vorgehens zur Verhinderung 
der faschistischen Diktatur hatte die 
Arbeiterklasse in Frankfurt (Oder) wie 
in ganz Deutschland teuer bezahlen 
müssen mit dem Verlust vieler guter 
Genossen wie Herbert Jensch, ermordet 
von den Faschisten, aber auch Genossen 
wie Paul Kant, die die Befreiung noch 
miterlebten und am ersten Aufbau teil- 
haben durften, jedoch zu früh auf Grund 
der erlittenen Qualen verstarben. 


Doch nun war aus den Erfahrungen des 
Klassenkampfes gegen den deutschen 
Imperialismus, insbesondere gegen die 
faschistische Diktatur und den zweiten 


Weltkrieg, die geeinte Partei der Arbei- 
terklasse entstanden, die sich zur Partei 
neuen Typus entwickelte. 


Ihre Verantwortung für die „Hegemonie 
des Proletariats in der demokratischen 
Revolution“ — wie Lenin es fordert — 
wahrnehmend, konnte sie erfolgreich die 
antifaschistisch-demokratische Umwäl- 
zung in einem einheitlichen revolutionä- 
ren Prozeß in die sozialistische Re- 
volution hinüberführen und wenige 
Wochen nach dem 30. Jahrestag ihrer 
Schaffung auf dem IX. Parteitag solch 
ein weitgestecktes strategisches Ziel wie 
die weitere Gestaltung der entwickel- 
ten sozialistischen Gesellschaft und da- 
mit die Schaffung der grundlegenden 
Voraussetzungen für den allmählichen 
Übergang zum Kommunismus be- 
schließen. Das vollzieht sich im ehr- 
lichen Bündnis mit allen Werktätigen 
unseres sozialistischen Vaterlandes, in 
enger Freundschaft mit der Sowjetunion 
und ihrer Kommunistischen Partei und 
allen Bruderländern, auf der Basis einer 
abgestimmten Außenpolitik zur Siche- 
rung des Friedens und einer den Inter- 
essen aller Werktätigen entsprechenden 
Wirtschaftsstrategie. 


So schließt sich in der historischen Be- 
trachtung der Kreis von den Ereignissen 
des Jahres 1946 bis heute, wenn auf 
der 1.-Mai-Kundgebung 1946 auf dem 
Leipziger Platz unter der Losung „Erstes 
SED-Gebot: Jedem Arbeit, jedem Brot!" 
den wieder hoffenden Menschen durch 
unsere Genossen der nun geeinten 
Partei Entwicklungen aufgezeigt wur- 
den, die heute längst erreicht sind und 
für uns Ausgangspunkt für höhere Ziel- 
stellungen wurden. 


Die zurückliegenden 30 Jahre haben 
auch auf deutschem Boden die Sieg- 
haftigkeit der Ideen von Karl Marx, 


Friedrich, Engels und W. I. Lenin bewie- 
sen, und wir können heute voller Stolz 
sagen, daß unsere großen Erfolge und 
unsere Zukunftsgewißheit in der Einheit 
der Arbeiterbewegung begründet sind. 
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Anmerkungen: 


1) 15 Jahre SED, Hrsg. SED-Kreis- 
leitung Frankfurt (Oder), 
Frankfurt (Oder) 1961 


2) Materialien zur Geschichte der ört- 
lichen Arbeiterbewegung VI/4-81, 
Bezirksmuseum „VIADRINA" Frank- 
furt (Oder) 

(im Folgenden nur mit Ziffern und 
„Museum“ bezeichnet) 


3) VI/A-91, Museum 


4) Die revolutionäre Einheit der Arbei- 
terklasse und ihrer markistisch- 
leninistischen Partei — Schlüssel 
unserer Erfolge. Hrsg. Kommission 
der Kreisleitung Frankfurt (Oder) 
der SED zur Erforschung der Ge- 
schichte der örtlichen Arbeiter- 
bewegung, Frankfurt (Oder) 1976, 
S. 22 


5) VI/4—-91, Museum 
6). VI/4—-91, Museum 
7) VI/4—91, Museum 
8) VI/4—159, Museum 


9) Bericht der Genossin Friedel Masche 
(KPD) vom 31. Januar 1946 an die 
BL der KPD. Archiv der SED-Bezirks- 
leitung Potsdam. 


10) VI/4—159, Museum 
11) VI/4-99, Museum 
12) VI/4—99, Museum 
13) VI/4—99, Museum 
14) siehe Anmerkung 4, S. 28 


15) Archivmaterial der SED-Bezirks- 
leitung Potsdam 
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unserer Erfolge. Hrsg. Kommission 
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Erinnerungen 
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und die Hilfe 

der Sowjetarmee. 


Ein Erlebnisbericht. 
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Frankfurt (Oder) wurde noch in den 
letzten Kriegstagen zur Festung erklärt 
und im Todeskampf des faschistischen 
deutschen Imperialismus zu großen Tei- 
len zerstört. Die Innenstadt war ein 
einziger Trümmerhaufen, das gesamte 
gesellschaftliche und wirtschaftliche 
Leben lag darnieder. 

Die nach der Befreiung gebildeten 

Selbstverwaltungsorgane versuchten un- 
ter Anleitung und mit Hilfe der sowjeti- 
schen Streitkräfte, die ihre Kommandan- 
tur in der heutigen Puschkinstraße (frü- 
her Gelbe Presse) hatten, den Wieder- 
aufbau zu organisieren. 
Die neu gegründeten Parteien und 
Massenorganisationen schlossen sich 
beim Aufbau einer antifaschistisch-de- 
mokratischen Ordnung unter der Füh- 
rung der Partei der Arbeiterklasse im 
Block der antifaschistisch-demokrati- 
schen Parteien zusammen. Damit 
wurden die Voraussetzungen eines 
einheitlichen Vorgehens aller de- 
mokratischen Kräfte für den Wieder- 
aufbau geschaffen. Im  Vorder- 
grund der Tätigkeit aller gesellschaft- 
lichen Organe standen der Kampf um 
die lebensnotwendigste Produktion, der 
Kampf gegen Hunger und Kälte. 

Mittelsmänner der geschlagenen Mo- 
nopolbourgeoisie und der Junker führ- 
ten versteckt und offen den Kampf ge- 
gen die Auflösung der Kartelle und Kon- 
zerne. Sie arbeiteten zielgerichtet daran, 
daß sich das alte Spiel von 1918 wie- 
derholen möge, die Zersplitterung der 
demokratischen Kräfte, der deutschen 
Arbeiterklasse und der Gewerkschaften, 
um jeden Fortschritt zu verhindern und 
die Erhaltung des kapitalistischen Sy- 
stems zu sichern. 

Doch die Vereinigung der KPD und 
SPD zur Sozialistischen Einheitspartei 
Deutschlands auf dem Territorium der 
damaligen sowjetischen Besatzungszone 
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im Frühjahr 1946 gewährleistete eine 
einheitliche Führung der deutschen Ar- 
beiterbewegung. 


Die Genossen Julius Töpfer, Willy 
Jentschh Oskar Wegener und viele 
andere stellten sich an die Spitze der 
Partei in Frankfurt (Oder). Zunächst 
galt es, Elend und Chaos zu überwin- 
den und der Mehrzahl der Menschen, 
die durch zwölf Jahre Faschismus ideo- 
logisch deformiert waren, wieder Hoff- 
nung und eine grundlegend neue Le- 
bensorientierung zu geben. Den ersten 
Nachkriegswinter 1945/46 werden viele 
Frankfurter, die selbst mit Hand ange- 
legt hatten, um das Elend und die Not 
zu lindern, stetig in Erinnerung haben. 
Ausgemergelt und ausgehungert von 
den Kriegsjahren, mußten viele Men- 
schen auf unserem Territorium durch 
Typhus und andere Seuchen und Krank- 
heiten ihr Leben lassen. Über einhun- 
dert Tote waren an manchen Tagen zu 
bestatten. Vielfach war ihre Identität 
nicht mehr festzustellen. Unser in Ehren 
grau gewordener und langjähriger 
Stadtverordneter Otto Billerbeck hatte 
diese schwere Aufgabe zu bewerkstelli- 
gen. Für das Verbrennen der leiblichen 
Überreste bestanden keine Vorausset- 
zungen. Es blieb nur übrig, Massen- 
gräber anzulegen. Kraftfahrzeuge und 
Kraftstoff waren nicht vorhanden, und 
in der Regel wurden die Verstorbenen 
auf Zweiradkarren zu den Gräbern ge- 
fahren. 

Auf dem Gebiete der industriellen Pro- 
duktion wurden der ehemalige Betrieb 
„HIAG“, heute VEB Oderna, das Gas- 
werk, die ehemaligen Koehlmannwerke, 
der ehemalige Betrieb „Kathreiner", 
heute Marö-Werk, die ehemalige Firma 
Mantz und Gerstenberger, heute VEB 
Möbelfabrik, die heutige Konserven- 
fabrik und viele weitere Betriebe auf 
die Friedensproduktion umgestellt, 


Auf dem Gebiet der Landwirtschaft 
wurden die ehemaligen Güter Kliestow, 
Rosengarten, Lichtenberg, Markendorf, 
Güldendorf und Lossow durch die de- 
mokratische Bodenreform im Oktober 
1945 der landlosen und landarmen 
Dorfbevölkerung zur Bewirtschaftung 
übergeben, zu deren Unterstützung 
später die Maschinenausleihstationen 
(MAS) geschaffen wurden. Bewährte 
Arbeiter aus der Industrie übernahmen 
die Leitung dieser Stationen, und die 
erste wirksame Hilfe der Arbeiterklasse 
wurde den Neubauern durch Bereit- 
stellung von Traktoren und Maschinen 
gegeben. Das Bündnis der Arbeiter- 
klasse mit den werktätigen Bauern war 
immer ein Grundprinzip kommunisti- 
scher Politik. 

Getreu den Beschlüssen des Potsdamer 
Abkommens hat die Sowjetische Militär- 
Administration in Deutschland (SMAD) 
auch in unserer Stadt in allen Bereichen 
des gesellschaftlichen Lebens wirksame 
Hilfe geleistet. Die Offiziere und Sol- 
daten der Sowjetarmee lehrten uns das 
Regieren, denn der überwiegende Teil 
aller neuen Kader besaß keine Erfah- 
rungen in der Leitungsarbeit in Ver- 
waltung, Wirtschaft und Polizei. 

Am eigenen Beispiel könnte ich lange 
darüber berichten, auf welche Art und 
Weise sich seit dem Mai 1945 stetig und 
ununterbrochen die Anleitung, Hilfe und 
Unterstützung der Sowjetarmee auf dem 
Territorium des Kreises Frankfurt (Oder) 
vollzogen. Nur wenige Beispiele seien 
hier erwähnt: 

Durch die Offiziere der Sowjetarmee 
wurden uns Saatgut, Traktoren, Treib- 
stoff, Ersatzteile, Fahrzeuge, Pferde, 
Rinder, Schweine und vieles andere 
mehr übergeben. Für den damaligen 
Kreis Frankfurt (Oder), der sich bis zu 
den Gemeinden Brieskow-Finkenheerd 
und Kaisermühl erstreckte, wurde mir 





persönlich, da ich damals auf dem Ge- 
biete der Landwirtschaft in der staat- 
lichen Verwaltung tätig war, ein Ge- 
samtwert von über drei Millionen Mark 
anvertraut, Ein Teil dieser gegenständ- 
lichen Werte wurde uns auf der Oder- 
behelfsbrücke protokollarisch übereignet. 
Das Getreide und anderes Inventar 
übergaben wir vorwiegend unseren da- 
maligen Neubauern zur landwirtschaft- 
lichen Nutzung. 


Infolge der Tatsache, daß Frankfurt 
(Oder) durch das Oberkommando der 
faschistischen Wehrmacht zur Festung 
erklärt worden war, waren umfassende 
Stellungen um Frankfurt ausgebaut wor- 
den, die es einzuebnen galt, um drin- 
gend benötigte landwirtschaftliche Nutz- 
fläche zu gewinnen. Ohne die Zug- 
maschinen, Panzer und Hebegeräte der 
Sowjetarmee hätten diese Arbeiten nicht 
bewältigt werden können. Kilometer- 
lange Stellungsgräben, unzählige Bun- 
ker und Geschützstellungen, große 
Minenfelder und zahlreiches Kriegs- 
gerät der faschistischen Armee waren zu 
beseitigen. In der Gemarkung Kliestow 
mußten längs der Oder große Flächen 
von Minen geräumt werden. Im Eich- 
wald (östlich Güldendorfs an der Oder) 
mußten Tausende Infanterie- und Stol- 
perminen entschärft werden. Von den 
Gemarkungen Markendorf und Lossow, 
die eine Fläche von etwa 1100 ha um- 
faßten, waren über 40 vernichtete Pan- 
zer der faschistischen Wehrmacht zu 
räumen. Auf dem Truppenübungsplatz 
Frankfurt (Oder)—Güldendorf, der 
ebenfalls der landwirtschaftlichen Nut- 
zung zugeführt wurde; befanden sich 
befestigte Stellungen. Nicht wenige 
Opfer wurden bei der Beseitigung der 
Kriegsschäden beklagt. Ich selbst mußte 
bei der Leitung der Arbeiten des öfte- 
ren Minenfelder überqueren. Die ge- 
naue Lage der Minenfelder war oft 


nich bekannt, so daß mehrmals Men- 
schen bei der Feldarbeit durch Minen 
den Tod fanden oder schwer verletzt 
wurden, Zugtiere zerrissen wurden und 
landwirtschaftliches Gerät zerstört wurde. 
Wer unter uns denkt heute, wenn er 
mit dem PKW in Richtung Markendorf/ 
Müllrose fährt, daran, daß links und 
rechts, unmittelbar nach der Autobahn- 
brücke, auf dem ehemaligen Truppen- 
übungsplatz der Frankfurter Garnison 
Menschen bei der Beseitigung der Spu- 
ren des Krieges ihr Leben ließen? Auch 
in Kliestow, auf den Oderwiesen, wur- 
den zwei Menschen durch Minen zer- 
fetzt. Die Suchtrupps der Sowjetarmee 
hatten entscheidenden Anteil an der 
Räumung der Minenfelder. 


Bereits im Frühjahr 1946 stellte uns 
die SMAD rund 600 t Mineraldün- 
ger zur Verfügung, der ursprünglich im 
Rahmen der Wiedergutmachung in die 
Sowjetunion geliefert werden sollte. 


Die Gärtnereien wurden durch die viel- 
fältige Initiative der Nutzer in Gang 
gesetzt. Aber zur Erweiterung der Pro- 
duktion waren die Herstellung und In- 
standsetzung der Treibhäuser unum- 
gänglich geworden. So wurden uns auch 
hier aus Beständen der Sowjetarmee 
Glas und Heizmaterial, denn es gab 
kaum feste Brennstoffe, bereitgestellt 
und damit das Anlaufen der Treibhaus- 
produktion ermöglicht. 


Auf der Grundlage des Befehls 209 der 
SMAD vom September 1947, der die 
Errichtung von Wohn- und Wirtschafts- 
gebäuden für die Neubauern anordnete, 
wurden in kurzer Zeit in den damaligen 
Gemeinden Kliestow, Rosengarten, 
Lichtenberg, Markendorf, Lossow und 
Güldendorf Neubauerngehöfte errich- 
tet bzw. um- und ausgebaut. 
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Die Polit- und Kulturoffiziere der Sowjet- 
armee leisteten den deutschen Anti- 
faschisten durch ihre Unterstützung bei 
der Herausgabe der ersten Zeitung, der 
Verbreitung humanistischer deutscher 
und sowjetischer Literatur und dem Ein- 
satz bedeutsamer sowjetischer Filmwerke 
eine wirkungsvolle Hilfe bei der Über- 
windung der faschistischen Ideologie in 
den Köpfen vieler Menschen. Die Offi- 
ziere der Sowjetmacht halfen aber auch, 
die Machenschaften der Agenten der 
bei uns entmachteten Kräfte der Reak- 
tion zu zerschlagen. Diese Agenten 
schlichen sich auch in die neuen Macht- 
organe, so die ehemaligen Stadträte 
Schulz und Schlüter. Dort versuchten sie 
zu bremsen und zu sabotieren, wo sie 
nur konnten. Sie versuchten auch, fort- 
schrittliche Menschen zu verunsichern. 
Sie durch falsche Beschuldigungen zu 
belasten. Doch die sowjetischen Genos- 
sen durchschauten dieses üble Spiel 
und zogen die Verleumder zur Verant- 
wortung. 


Unsere umfassende Freundschaft zur 
Sowjetunion wurde in einer Zeit großer 
geistiger und materieller Not geboren. 
Sie zu bewahren und zu vertiefen ist 
uns Verpflichtung und Herzenssache. 
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Elmar Sommer 


Die Entwicklung 
des 

VEB Halbleiterwerk 
Frankfurt (Oder) 
und 

seine Verflechtung 
mit der Stadt 





Die Geburtsstunde der ersten Halblei- 
terbauelemente fällt in die fünfziger 
Jahre, nachdem 1948 von Wissenschaft- 
lern aus den USA der Transistoreffekt 
entdeckt worden war. Die ersten Ent- 
wicklungsarbeiten auf diesem Gebiet 
begannen in unserer Republik 1952/53. 
Mit Unterstützung der Sowjetunion ar- 
beitete eine Gruppe von Experten un- 
ter der Leitung von Professor Falter im 
Werk für Bauelemente der Nachrichten- 
technik „Carl von Ossietzky“ in Teltow 
bei Berlin. 


1958 faßten die Delegierten des V. Par- 
teitages der SED den Beschluß, die 
elektronische Industrie wirksam und 
schnell zu entwickeln, eine Vorausset- 
zung für den umfassenden Aufbau des 
Sozialismus in Verbindung mit der 
Durchsetzung des wissenschaftlich-tech- 
nischen Fortschritts. In Frankfurt (Oder) 
sollte dafür ein sozialistischer Großbe- 
trieb entstehen, der die Produktion von 
Dioden, Gleichrichtern und Transistoren 
aufnimmt. 


Es gab zwei Hauptgründe für die 
Standortwahl des Werkes. Erstens sollte 
die Entwicklung der Arbeiterklasse in 
der ehemaligen Garnison- und Beam- 
tenstadt Frankfurt (Oder) gefördert und 
neue Arbeitsplätze, besonders für 
Frauen, geschaffen werden. Zweitens 
ist es einfacher, die notwendigen tech- 
nologischen Bedingungen in puncto 
Sauberkeit zu gewährleisten, wenn die 
Umweltverschmutzung — wie in Mar- 
kendorf — relativ gering ist. 


Die Produktion von Halbleiterbauele- 
menten begann noch 1958 unter Labor- 
bedingungen in unserer heutigen Be- 
triebsschule — einer ehemaligen Be- 
rufsschule in der Beeskower Straße, Die 
ersten Arbeitskräfte wurden nun benö- 
tigt. Es waren überwiegend Hausfrauen 
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und einige Fachleute, insgesamt ein 
Kollektiv von 36 Personen. Durch die 
Auflösung eines Bekleidungswerkes wur- 
den weitere Frauen übernommen. Doch 
für die ehemaligen Textilarbeiterinnen 
ist trotz ihrer geschickten Hände die 
Arbeit mit Pinzette, Saugheber und Mi- 
kroskop und mit winzigen Montageteil- 
chen eine gewaltige Umstellung. Noch 
weniger wissen sie, was ein Transistor 
ist, denn zu dieser Zeit waren Halblei- 
ter noch nicht einmal in den Lehrstoff 
der Schule aufgenommen. 


Für die Stadt bedeutete also die Grün- 
dung unseres elektronischen Betriebes 
etwas völlig Neues, es gab keine Er- 
fahrungen, auf denen man aufbauen 
konnte. 


Gleichzeitig mit dem Beginn der Labor- 
produktion wurden die Projektierungsar- 
beiten und die Erdarbeiten in Marken- 
dorf, dem heutigen Standort, in Angriff 
genommen. Für die Nicht-Frankfurter ist 
es interessant, zu wissen, daß sich das 
Halbleiterwerk auf dem Gelände eines 
ehemaligen preußischen Truppen- 
übungsplatzes befindet — ein bezeich- 
nendes Beispiel für unsere Entwicklung. 


Die Sowjetunion leistete bei der Er- 
richtung des Werkes von Anfang an 
wertvolle Unterstützung. Sie stellte die 
notwendigen Dokumentationen und 
technologischen Unterlagen zur Verfü- 
gung. In Leningrad und anderen Zen- 
tren der Wissenschaft in der UdSSR 
wurden die ersten Forschungs- und 
Leitungskader mit dem nötigen Wissen 
ausgerüstet, Dies ist die Geburtsstunde 
für den Namen „Frankfurt (Oder) — 
Stadt der elektronischen Bauelemente“. 
Aus der ganzen Republik wurden in den 
folgenden Jahren Arbeitskräfte gewon- 
nen, darunter viele Hoch- und Fach- 
schulkader, die sich hier ansiedelten. 


Damit wuchs der Anteil der techni- 
schen Intelligenz innerhalb der Bevöl- 
kerung. Das Einzugsgebiet für die Ar- 
beitskräfte umfaßt auch die umliegen- 
den Ortschaften, besonders Eisenhüt- 
tenstadt, Müllrose, Beeskow und eine 
Reihe von Gemeinden. 


Der Bedarf an elektronischen Bauele- 
menten wuchs in den sechziger Jahren 
sprunghaft, genauso schnell kletterten 
die Plankennziffern für das Halbleiter- 
werk in die Höhe. Auch im gegenwär- 
tigen Fünfjahrplan sind uns umfang- 
reiche Aufgaben übertragen worden. 


Durchschnittlich stieg die Warenproduk- 
tion von Jahr zu Jahr um mehr als 30 
Prozent, die Arbeitsproduktivität eben- 
falls. 


In den Kollektiven des Betriebes ent- 
wickelte sich ein echtes Ringen um die 
Erfüllung dieser Aufgaben. Der Wattbe- 
werb um den Titel „Kollektiv der sozia- 
listischen Arbeit" erfaßte immer mehr 
Abteilungen. Es bildeten sich neue Be- 
dürfnisse und ein gewachsenes Selbst- 
bewußtsein besonders bei den Frauen 
heraus, die früher nicht im Arbeitspro- 
zeß standen. 


Eines der gefestigsten und bewährtesten 
Kollektive war der Bereich Germanium- 
Transistoren, der den verpflichtenden 
Namen „Henry. Winston" anläßlich eines 
Besuches des Vorsitzenden der KP der 
Vereinigten Staaten erhielt. In diesem 
Jahr wurde er aufgrund von Produk- 
tionsveränderungen aufgelöst. Im Jahr 
1967 wurden deshalb in diesem Be- 
reich auch die ersten polnischen Werk- 
tätigen aus dem benachbarten Slubice 
eingesetzt. Damit begannen die freund- 
schaftlichen Beziehungen zur VR Polen 
für die Stadt konkrete Formen anzuneh- 
men. 





Das Halbleiterwerk ist einer der ersten 
Betriebe in der DDR, der polnische Ar- 
beiter aufnahm. Es waren ebenfalls 
Frauen, die bisher keine Möglichkeit 
hatten, zu arbeiten. Wir gingen davon 
aus, diese polnischen Bürger fest in 
das Betriebskollektiv einzugliedern. Des- 
halb wurden sie in die bestehenden Bri- 
gaden aufgenommen, so daß gemisch- 
te Kollektive enstanden. Dazu mußten 
solche Bedingungen geschaffen werden, 
wie zweisprachige Ausführung der 
technologischen Anweisungen, der Ar- 
beitsanleitungen, der Arbeitsschutzan- 
ordnungen. Es wurden Sprachbetreuer 
eingestellt, eine selbständige polni- 
sche BGL gebildet und in jedem der 
Kollektive zusätzlich ein polnischer Ver- 
trauensmann gewählt. So wurde ge- 
währleiste, daß unsere polnischen 
Werktätigen fest integriert wurden und 
auf der Grundlage unserer sozialisti- 
schen Demokratie ihr Mitbestimmungs- 
recht wahrnehmen können, Wir sind da- 
mit gut gefahren, 


Wenn sich heute vielseitige Beziehun- 
gen am Strom der Freundschaft ent- 
wickelt haben, sei es auf politischem, 
geistig-kulturellem, ökonomischem oder 


. sportlichem Gebiet, so hat unser Be- 


trieb seinen Anteil dazu beigetragen. 


Und sicher auch dazu, daß sich per- 
sönliche und familiäre Freundschaften 
zwischen polnischen und deutschen 
Menschen entwickelt und daß schon 
mehr als fünfzig junge Brautpaare ih- 
ren gemeinsamen Lebensweg einge- 
schlagen haben. 


Im Jahre 1968 begann das Halbleiter- 
werk, das bisher Bauelemente auf Ger- 
manium-Basis produzierte, mit der Her- 
stellung von Siliziumtransistoren. Das 
bedeutete die Einführung einer neuen, 
modernen Technologie, wie sie im 








Weltmaßstab auch heute noch ange- 
wandt 'wird. 


1971 wurden die ersten integrierten 
Schaltkreise in die Serienproduktion 
aufgenommen. Diese Bauelemente stel- 
len eine neue Generation von Halblei- 
tern dar, die komplette Schaltungen für 
die Anwendung in Rechnern, Geräten 
der BMSR-Technik, Rundfunk- und 
Fernsehgeräten enthalten. Es ist ein 
komplizierter und langwieriger technolo- 
gischer Prozeß für ihre Herstellung not- 
wendig, der hohe Anforderungen an die 
Menschen stellt und Geräte von hoher 
Präzision erfordert. 


Der größte Teil der Produktionsschritte 
wird in hermetisch von der Außenwelt 
abgeschlossenen Räumen durchgeführt, 
die fast staubfrei sein müssen. 


Neben der Produktion löst unser Be- 
trieb eine große Zahl von Forschungs- 
und Entwicklungsaufgaben und ist Im- 
port- und Export-Leitbetrieb der Erzeug- 
nisgruppe Halbleiterbauelemente. 


Am 1, Januar 1971 wurde das Kombi- 
nat VEB Halbleiterwerk gebildet. Ihm 
gehören neben dem Stammbetrieb noch 
die Betriebe Gleichrichterwerk Stahns- 
dorf, Gleichrichterwerk Großräschen, 
Isolierwerk Zehdenick, Röhrenwerk „An- 
na Seghers" Neuhaus und Spurenme- 
talle Freiberg an. Diese Betriebe stellen 
zum Teil selbst Bauelemente auf Halb- 
leiterbasis her oder sind für uns Zulie- 
ferer von Kristallmaterial, Stanzteilen, 
Fotoschablonen und ähnlichem. Das 
Kombinat stellt eine ökonomische Ein- 
heit dar, in der jedoch die einzelnen 
Betriebe ihre juristische Selbstständig- 
keit beibehalten. E 


1973 wurde zwischen der UdSSR und 
der DDR ein zweiseitiges Regierungs- 
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abkommen auf dem Gebiet der elek- 
tronischen Technik abgeschlossen. Es 
beinhaltet für das Halbleiterwerk per- 
spektivisch wichtige Aufgaben, die be- 
reits in Angriff genommen werden. 


Unsere Ingenieure und Wissenschaftler 
entwickelten gemeinsam mit sowjeti- 
schen Spezialisten eine Reihe analoger 
Schaltkreise, die in modernen elektro- 
nischen Konsumgütern der UdSSR und 
der DDR Anwendung finden, und bis 
1980 wird dafür die Großserienproduk- 
tion aufgenommen. Dieses Abkommen 
ermöglicht es uns, die hochwertigen 
Ausrüstungen ökonomisch zu nutzen und 
die Materialökonomie weiter zu stei- 
gern. Neben der engen Zusammenarbeit 
mit sowjetischen Betrieben und Institu- 
tionen unterhalten wir im Rahmen des 
RGW enge freundschaftliche Beziehun- 
gen mit Betrieben in der CSSR, der VR 
Polen, Bulgarien, Ungarn, Rumänien 
und der SFRJ. Der Export unserer Er- 
zeugnisse auch in nichtsozialistische 
Länder gewinnt für uns immer mehr an 
Bedeutung. 


Entscheidend für die Realisierung der 
Aufgaben im neuen Fünfjahrplan ist 
die Beherrschung der Qualität unserer 
Erzeugnisse. Gegenwärtig tragen 28 
Bauelemente das Gütezeichen „Q“. 
Einige Typen haben sich bereits im 
Kosmos im Rahmen der „Interkosmos"- 
Forschung bewährt, Diese Entwicklung 
wollen wir weiter beibehalten. Dazu ist 
die zuverlässige Arbeit aller Werktäti- 
gen notwendig. 


Im Rahmen der Führung des sozialisti- 
schen Wettbewerbs gibt es hierbei viel- 
fältige Initiativen. 555 Werktätige ar- 
beiten nach persönlich-schöpferischen 
Plänen, 423 Werktätige schreiben „Noti- 
zum Plan“; 178 schöpferische Pässe des 
Ingenieurs tragen dazu bei, wichtige 
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Aufgaben der sozialistischen Rationali- 
sierung und Intensivierung zu lösen. 
Die Anwendung solcher bewährter Me- 
thoden, wie die des Saratower Systems 
der fehlerfreien Arbeit und der Bassow- 
Methode, brachte gute Ergebnisse. 
Nicht zuletzt deshalb wurde unserem 
Betrieb 1974 der Titel „Bereich der vor- 
bildlichen Ordnung, Sicherheit, Sauber- 
keit und Disziplin” verliehen. 


Um das Bild unseres Halbleiterwerkes 
abzurunden, sei noch gesagt, daß wir 
gegenwärtig 5000 Beschäftigte zählen, 
sowie etwa’ 1000 Lehrlinge. Das Durch- 
schnittsalter liegt bei 28 Jahren. 70 Pro- 
zent der Werktätigen sind Frauen. 


Dies konnte nur ein kleiner Überblick 
über die Entwicklung des Betriebes sein, 
der inzwischen der größte Produzent 
von Halbleiterbauelementen in der 
DDR geworden ist. 


Es soll nun versucht werden, darzustel- 
len, wie vielfältig die Beziehungen zwi- 
schen Betrieb und Territorium auf allen 
Gebieten des gesellschaftlichen Lebens 
sind. Grundsätzlich werden diese Ver- 
bindungen durch den Kommunalver- 
trag festgelegt, der für den Zeitraum 
1976 bis 1980 durch den Oberbürger- 
meister und mich, den Kombinatsdirek- 
tor, unterzeichnet worden ist. Ergän- 
zend werden jährlich dazu Protokolle 
mit den zu realisierenden Aufgaben be- 
stätigt. 


Dieser Kommunalvertrag gewährlei- 
stet, daß die führende Rolle der Ar- 
beiterklasse und ihrer Partei sich nicht 
nur bei der Entwicklung der Produk- 
tivkräfte und der Entfaltung der sozia- 
listischen Produktionsverhältnisse durch- 
setzt, sondern auch bei der Festigung 
der sozialistischen Staatsmacht, In den 
wichtigsten gesellschaftlichen Institutio- 
nen und Organisationen, wie Kultur- 
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bund, URANIA, KdT, DSF, Jugendwei- 
heausschuß u. a. arbeiten Vertreter des 
Betriebes mit und üben Wahlfunktionen 
aus. 


In den Wohngebieten 7, 29, 30, 31, 32, 
33 — das sind hauptsächlich Neubauge- 
biete und der Ortsteil Markendorf — in 
dem der Betrieb steht, wurden Paten- 
schaftsverträge abgeschlossen. Teilweise 
sind die Vorsitzenden der WBA erfah- 
rene Genossen des Betriebes bzw. wur- 
den Genossen als WPO-Sekretäre dele- 
giert. Gerade in Vorbereitung der Volks- 
wahlen bewährte sich diese Partner- 
schaft. Weiterhin gibt der Betrieb den 
Wohngebieten Unterstützung bei der 
Durchführung der politisch-ideologi- 
schen Arbeit, bei der Gestaltung von 
Wohngebietsfesten, bei der Arbeit mit 
der Jugend. Beispielsweise wird der Ju- 
gendklub „Kontakt“ in den Wohnbezir- 
ken des Kosmonautenviertels wirksam. 


Mit der 13. und 14. Polytechnischen 
Oberschule, der Spezialschule Mathe- 
matik-Naturwissenschaften und der EOS 
gibt es ebenfalls Patenschaftsverträge. 
Neben der Unterstützung durch den Be- 
trieb bei der Vorbereitung von gesell- 
schaftlichen Höhepunkten, wie bei- 
spielsweise der Namensgebung der 14. 
Oberschule, zu deren Vorbereitung auch 
handwerkliche Arbeiten durch unsere 
Werkstätten durchgeführt wurden, 
kommt es uns hierbei besonders auf 
den Einfluß der Arbeiterklasse bei der 
Erziehung der Schuljugend an. Alle 150 
Kollektive unseres Betriebes haben Pa- 
tenklassen, mit denen sie auf der 
Grundlage von konkreten Plänen zu- 
sammenarbeiten. Ein Vertreter des Pa- 
tenkollektivs arbeitet im Elternaktiv der 
Klasse mit. Vielseitige Kontakte erge- 
ben sich aus diesen Verbindungen. Es 
werden gemeinsame Lernkonferenzen, 
Pioniernachmittage und Wanderungen 


durchgeführt. Die Pioniere besuchen ihre 
Brigade zum Frauentag, führen zum 
Tag der Republik Programme vor, ge- 
stalten Wandzeitungen und wirken sogar 
im Okulei-Programm mit. Sie interessie- 
ren sich für die Arbeit der Brigade 
genauso wie sich die Kollektive 
auch ab und zu ernsthaft mit kleinen 
Faulenzern oder Frechdachsen ausein- 
andersetzen müssen. Je älter die Schü- 
ler werden, um so qualifizierter kann die 
Patenschaftsarbeit gestaltet werden. 
Wir hatten im Betrieb bereits Kollektive, 
die ihre Schüler nach der 10. Klasse 
mit gemischten Gefühlen verabschiede- 
ten, waren sie ihnen doch im Laufe der 
Jahre ans Herz gewachsen, wie die ei- 
genen Kinder. 


Die Patenschaftsarbeit ist so geregelt, 
daß jeweils ein Fachdirektorat für eine 
Schule bzw. ein Wohngebiet verant- 
wortlich ist. Die Fachdirektoren sind für 
die Realisierung dieser Aufgaben voll 
verantwortlich und gegenüber der Kom- 
binatsleitung und der Parteileitung re- 
chenschaftspflichtig. 


Erwähnen möchte ich, daß unser Be- 
trieb beim Aufbau der Spezialschule 
für Mathematik und Naturwissenschaf- 
ten aktiv mitgeholfen und moderne 
Lehrkabinette eingerichtet hat. Wir si- 
chern ebenfalls die Durchführung der 
wissenschaftlich-praktischen Arbeitsge- 
meinschaften, in die die EOS-Schüler 
einbezogen sind. In dieser Spezial- 
schule wachsen die jungen Spezialisten 
für unseren Betrieb heran, denn ein Teil 
ihrer Absolventen arbeitet später als 
Ingenieure oder hochqualifizierte Fach- 
arbeiter bei uns im Werk. 


Eine vielschichtige Verflechtung zwi- 
schen Betrieb und Territorium gibt es 
auf dem Gebiet der Kultur. Der Klub- 
hausleiter des Halbleiterwerkes arbei- 


tet in der Koordinierungsgruppe des 
Rates der Stadt und im Beirat für Klub- 
und Kulturhausarbeit mit. Es gibt Verein- 
barungen mit Einrichtungen, wie dem 
Klub der Intelligenz „Johannes R. Be- 
cher“, zur bevorzugten Nutzung der 
Räumlichkeiten durch Kollektive des Be- 
triebes. Gerade diese Möglichkeiten 
sind für uns als Werk dringend erfor- 
derlich, da wir nicht über ein eigenes 
Klubhaus verfügen und die Veranstal- 
tungen unserer Kollektive im Rahmen 
der Kultur- und Bildungspläne absichern 
müssen. 


Um unsere Werktätigen noch enger mit 
Kunst und Kultur zu verbinden, gibt es 
seit einigen Jahren Partnerschaftsbe- 
ziehungen zwischen Bereichen des Be- 
triebes und den kulturellen Institutionen 
der Bezirksstadt. 


Mit dem Bezirksmuseum „Viadrina" ar- 
beitet der bisherige Germanium-Be- 
reich zusammen. Weitere Bereiche ha- 
ben Verbindungen mit der Bezirksmu- 
sikschule, der Galerie Junge Kunst, dem 
Kleist-Theater, der Kleist-Gedenk- und 
-Forschungsstätte und der Konzerthalle. 
So sind beispielsweise Kollektivvertreter 
beim Ausscheid der Musikschüler an- 
wesend, die Kollegen der Galerie Jun- 
ge Kunst gestalten den Frühstücksraum 
ihrer Kollektive mit Bilderausstellungen 
aus und sprechen mit ihnen über alte 
und neue Maler, Andere Werktätige 
beobachten die Proben des Kleist- 
Theaters. Das Küchenkollekiv nahm 
nicht nur an Veranstaltungen der Kon- 
zerthalle teil, sondern kümmerte sich 
schon um die dort auftretenden 
Musiker, was das leibliche Wohl angeht. 
Ich glaube einschätzen zu können, daß 
beide Seiten — Künstler und Arbeiter — 
von diesen Verbindungen profitieren, 
daß sie neue Erkenntnisse und Erleb- 
nisse bringen und auch Freude machen. 


Ebenso ist es zu einer guten Tradition 
geworden, daß während der Musikfest- 
tage und der Oderfestspiele das Halb- 
leiterwerk Trägerbetrieb für eine Ver- 
anstaltung ist. Während der vergan- 
genen Oderfestspiele war es die Auffüh- 
rung von Mozarts „Requiem“, an der 
etwa 100 Halbleiterwerker teilnahmen. 
Mit den Künstlern gab es vor und nach 
der Vorstellung anregende Gespräche. 
Die Erteilung von Auftragswerken wur- 
de ebenfalls schon praktiziert. 


Nicht nur mit den Berufskünstlern und 
Kulturschaffenden der Bezirksstadt gibt 
es vielseitige Verbindungen, auch die 
Volkskunst fördern und unterstützen wir 
als größter Betrieb des Territoriums. 


14 Volkskunstgruppen arbeiten zur 
Zeit im Halbleiterwerk. Sie stehen allen 
Interessenten aus.der Stadt offen. Ja, 
wir haben gegenwärtig die Tendenz, 
daß mehr Betriebsfremde als Halblei- 
terwerker in ihnen mitarbeiten, Die Ur- 
sache dafür liegt zum Teil in der Mehr- 
schichtarbeit. Dieses Problem muß al- 
so noch gelöst werden. Unsere Volks- 
kunstkollektive nehmen aktiv am gesell- 
schaftlichen Leben der Stadt teil. 


Am 31. Oktober 1976 stellte sich zu 
den 7. Betriebsfestspielen erstmalig un- 
ser Kulturensemble vor, das aufgrund 
eines Beschlusses der 11. Stadtverord- 
netenversammlung gebildet wurde. Es 
hat ebenfalls kulturpolitische Aufgaben 
zu lösen, die eng mit dem Territorium 
verflochten sind. 


Die Betriebsfestspiele werden jährlich 
im November durchgeführt, Neben den 
Patenwohnbezirken und -schulen wer- 
den auch kleinere Betriebe — bei uns 


sind das der VEB Rationalisierung und 


der VEB Landmaschinenbau — mit ein- 
bezogen. Leider ist es uns bisher nicht 


gelungen, eine aktive Mitwirkung durch 
diese Betriebe zu erreichen, sei es bei 
der Vorbereitung, der Programmgestal- 
tung oder auch der Teilnahme. Gerade 
hierbei dürfen wir als Großbetrieb in 
unserer politisch-ideologischen Arbeit 
nicht nachlassen, um die anderen nach- 
zuziehen. Im Rahmen der Vereinbarun- 
gen mit dem Kleist-Theater werden jähr- 
lich 4 Theatertage durchgeführt. Erstma- 
lig ist für 1977 auch ein Konzerttag vor- 
gesehen. Weiterhin werden Veranstaltun- 
gen „Hausmusik bei Kleist“ aufgrund 
der Vereinbarung mit der Kleist-Ge- 
denk- und -Forschungsstätte durchge- 
führt. 


Die BSG Halbleiterwerk hat einen gu- 
ten Namen errungen. Sie zählt gegen- 
wärtig über 1700 Mitglieder, davon sind 
1298 Kinder und Jugendliche. Hieraus 
resultiert eine Fülle von Aufgaben auf 
dem Gebiet des Kinder- und Jugend- 
sports und der Spartakiadebewegung. 


Insgesamt bestehen 15 Sektionen, dar- 
unter auch die Volkssportgemeinschaft 
Markendorf. An 6 Sektionen sind Trai- 
ningszentren angeschlossen, die zur Un- 
terstützung des Nachwuchsleistungs- 
sports junge Sportler in die beiden Lei- 
stungszentren des Bezirkes delegieren. 


Auch die BSG hat Patenschaften mit der 
1., 3., 6., 11., 14. POS sowie Teilpaten- 
schaften mit der 10., 15., 16. POS, der 
POS Booßen und dem Kinderheim Ro- 
sengarten zur Unterstützung des außer- 
schulischen Sports. Zum jährlichen Be- 
triebssportfest sind wiederum die Pa- 
tenwohnbezirke eingeladen, bisher je- 
doch mit noch geringer Beteiligung. 


Auf dem Gebiet der Naherholung be- 
teiligt sich der Betrieb durch Initiativlei- 
stungen am Ausbau des Strandbereiches 
West am Helene-See, Die BSG und die 
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Kulturgruppen unterstützen die Be- 
treuung der Urlauber. 


Um die Erholungsmöglichkeiten der Be- 
triebsangehörigen zu sichern, stehen 
jährlich 50 Dauerzeltplätze zur Verfü- 
gung. Außerdem wurden zur diesjäh- 
rigen Saison weitere Bungalows über- 
geben. 


Eine wichtige Voraussetzung für ge- 
sundes Arbeitsklima ist die Sicherung 
der Arbeiterversorgung. Dazu bestehen 
langfristige Verträge mit den zuständi- 
gen Handelseinrichtungen, kommt es 
doch derauf an, die Versorgung drei- 
schichtig zu gewährleisten. Andererseits 
versorgt das Halbleiterwerk 26 kleinere 
Betrieb mit täglich über 500 Essenpor- 
tionen. Quartalsweise werden gemein- 
sam mit der Kreisarbeitsgruppe Arbei- 
terversorgung Kontrollen durchgeführt. 


Unsere Küche ist ebenfalls aktiv an der 
Organisierung des überbetrieblichen 
Leistungsvergleiches der Betriebsküchen 
beteiligt. 


Zur gesundheitlichen Betreuung der 
Werktätigen wurde im Betrieb eine Po- 
liklinik eingerichtet. Neben der Sprech- 
stundenarbeit erfüllt sie wichtige pro- 
phylaktische Aufgaben. Gemeinsam mit 
dem Arbeitspsychologen des Werkes 
wurde so beispielsweise ein Katalog 
geschützter Arbeitsplätze zusammenge- 
stellt, der es den Kollektivleitern ver- 
einfacht, Schonplätze für Schwangere 
und Kranke zu finden. Der Ärztliche Di- 
rektor der Poliklinik ist Mitglied des 
Direktoriums des Betriebes. Die Poli- 
klinik versorgt den Ortsteil Markendorf 
sowie die Baustelle Bezirkskrankenhaus 
zusätzlich. In Abstimmung mit dem Ge- 
sundheitswesen werden bei uns im 
Werk Arbeitsplätze für Rehabilitanten 
geschaffen. 
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Eine enge Zusammenarbeit gibt es auch 
im Wohnungswesen und bei der Unter- 
bringung der Kinder in Krippen und 
Kindergärten. Sicher gibt es hierbei 
noch die größten Probleme, weil nicht 
unbegrenzt Wohnraum vergeben werden 
kann. Stadt und Betrieb sind jedoch ge- 
meinsam bemüht, eine Ansiedlung und 
damit die Herausbildung einer Stamm- 
belegschaft zu sichern. 


Sehr umfangreich ist der Arbeiterbe- 
rufsverkehr, Gerade in diesem Jahr 
wurde nach umfangreicher Arbeit mit 
dem VEB Kombinat Kraftverkehr als Bi- 
lanzorgan die Neuregelung der An- 
fangszeiten für Schichtarbeiter abge- 
schlossen. Dazu war es nötig, zu er- 
fassen, wie stark die Busse zu welcher 
Zeit besetzt sind, welche Linienführung 
die günstigste ist, aber es mußten auch 
die Nahverkehrsprobleme innerhalb der 
Stadt mit einbezogen werden. 


Wie ich bereits sagte, verfügen wir 
über eine eigene Betriebsschule, die 
zwei große Aufgaben hat: die Lehr- 
lingsausbildung und die Erwachsenen- 
qualifizierung. Wir sind daran interes- 
siert, einen bestimmten Anteil der zu- 
künftigen Facharbeiter aus unserer Stadt 
zu gewinnen. Eine weitere Zahl kommt 
aus der gesamten Republik und ist hier 
im Lehrlingswohnheim untergebracht. 
Wir unterstützen deshalb bereits die 
Berufsberatung materiell und inhaltlich. 
Ein Vertreter des Betriebes ist ehrenamt- 
liches Mitglied des Berufsberatungszent- 
rums. 


In unserem Informationszentrum werden 
die Schüler im Rahmen des Heimat- 
kundeunterrichts und der Pionierarbeit 
bereits von der ersten Klasse an mit 
dem größten Betrieb der Stadt bekannt- 
gemacht. Etwa 40 Klassen der Stufen 
7 bis 10 werden durch das Halblei- 





terwerk im polytechnischen Unterricht 
betreut. Die polytechnischen Zentren be- 
finden sich nicht nur in Frankfurt 
(Oder), sondern auch in Briesen und 
Müllrose. 


Zur Qualifizierung der Physiklehrer führt 
die Betriebsgruppe der URANIA Vor- 
träge durch. Unsere Betriebsschule bil- 
det neben den eigenen Lehrlingen auch 
Lehrlinge für kleinere Betriebe aus. Sie 
übernimmt beispielsweise die theoreti- 
sche Ausbildung der EDV-Facharbeiter. 
Zur Erwachsenenqualifizierung unter- 
stützt unsere Betriebsschule ebenfalls 
kleine Betriebe bei der Ausbildung von 
Ingenieurökonomen oder beim Meister- 
studium. 


In den Sommerferien findet in der Be- 
triebsschule das Spezialistenlager „Jun- 
ge Elektroniker" der Station „Junge 
Techniker“ statt. 


Eine wichtige Aufgabe hat unser Betrieb 
bei der territorialen Rationalisierung 
übernommen. So unterstützen wir bei- 
spielsweise das Möbelwerk bei der Re- 
konstruktion seiner Fertigung. 


Für die Bürger der Stadt ist es nicht un- 
wichtig, daß die Handwerker-Feier- 
abendbrigaden des Halbleiterwerkes die 
Instandhaltung der dem VEB Gebäude- 
wirtschaft unterstellten Häuser mit un- 
terstützen. 


Diese ganzen Aktivitäten sind ebenfalls 
mit materieller Unterstützung verbun- 
den. In diesem Jahr stehen für territo- 
riale Aufgaben insgesamt rund 980 000 
Mark aus betrieblichen Mitteln zur Ver- 
fügung. 


Dies alles verdeutlicht, daß es kaum ein 
Gebiet des gesellschaftlichen Lebens 
gibt ohne eine Verbindung zwischen 
Betrieb und Stadt. Es kann kaum er- 
faßt werden, wie viel Stunden im Jahr 


gemeinsame Beratungen und Veran- 
staltungen zwischen beiden Partnern 
durchgeführt werden, die diese enge 
Zusammenarbeit ermöglichen. Es hat 
sich gezeigt, daß der Betrieb nicht oh- 
ne die Stadt und die Stadt nicht ohne 
den Betrieb ihre Aufgaben lösen kann. 


Dieses Prinzip ist auch ausschlagge- 


bend für die Arbeit der Abgeordneten- - 


gruppe unseres Werkes, damit diese 
Kolleginnen und Kollegen als wirkliche 
Volksvertreter auftreten können. Sie 
werden regelmäßig durch meinen Stell- 
vertreter angeleitet und mit den ak- 
tuellsten Problemen im Betrieb vertraut 
gemacht. 


Im Kommunalvertrag ist weiterhin ver- 
ankert, daß ich als Kombinatsdirektor, 
einmal im Jahr vor der Stadtverordne- 
tenversammlung Rechenschaft ablege. 
Regelmäßig finden mit der Kombinats- 
leitung und den Stadträten gemeinsa- 
me Beratungen statt, und jeder Stadt 
rat hat die Möglichkeit, vor Kollektiven 
des Betriebes aufzutreten. 


Der IX. Parteitag der SED hat dem 
Oderbezirk konkrete Aufgaben gestellt. 


Unser Halbleiterwerk wird einen, wich- 
tigen Beitrag dazu leisten, Deshalb ist 
es auch erforderlich, die Verbindung 
zwischen Betrieb und Territorium quali- 
tativ weiterzuentwickeln. Neue Anforde- 
rungen an die Leitungs- und Führungs- 
tätigkeit müssen wir auch auf diesem 
Gebiet stellen. Das erfordert von bei- 
den Seiten Verständnis und Sachkennt- 
nis. Für mich kann der Betriebszaun 
nicht das Ende meines Interessenge- 
bietes sein. Der Oberbürgermeister muß 
sich auch mit der Kompliziertheit un- 
serer Produktion und unserer Hauptauf- 
gaben beschäftigen. Die Zielstellung 
dafür ist eindeutig: Erfüllung der Be- 
schlüsse des IX. Parteitages der SED, 
Hebung des materiellen und kulturellen 


Lebensniveaus der Bevölkerung unserer 
Bezirkshauptstadt und damit auch der 
Werktätigen des Betriebes, weitere Ent- 
wicklung Frankfurts zur sozialistischen 
Stadt mit einer schöpferischen Atmo- 
sphäre, in der sich unsere Menschen 
wohl fühlen, und die mit Stolz den Bei- 
namen „Stadt der elektronischen Bau- 
elemente" trägt. 
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Manfred Vogler 


Zur jüngeren 
Stadtbaugeschichte 
von 

Frankfurt (Oder), 
unter besonderer 
Betonung 

des Zeitraumes 
seit 1965 





. Zu den heutigen Möglichkeiten in 

der Darstellung der stadtbaulichen 

Geschichte von Frankfurt (Oder). 

2. Zu dem gegenwärtigen Stand der 
baulichen Stadtentwicklung — beson- 
ders im Wohnungsbau 

3. Die grundlegenden Wandlungen im 
Charakter und in der Gestalt der 
Stadt. 

4. Der Wiederaufbau, die Herausbil- 
dung der Planungsvorstellungen und 
die sozialistische Neugestaltung im 
Stadtzentrum auf der Basis histori- 
scher Raumbildungen. 


1. Zu den heutigen Möglichkeiten in 
der Darstellung der stadtbaulichen 
Geschichte von Frankfurt (Oder) 


Im Vergleich zu vielen anderen Städ- 
ten in unserem Land liegt für Frankfurt 
(Oder) noch recht wenig systematisch 
aufbereitetes Material zur stadtbauli- 
chen Geschichte vor. !) Allerdings, be- 
zogen auf den letzten Zeitraum, seit 
1945, befinden wir uns in der gleichen 
Situation, wie sie für die meisten Städte 
unserer Republik zutreffend ist: Es wur- 
den bisher nur wenige Versuche unter- 
nommen, die jüngste Stadtentwicklung 
wissenschaftlich zu ergründen und 
schriftlich niederzulegen. Das liegt ei- 
nerseits an der oft noch unzureichen- 
den Aufbereitung und Zugänglichkeit 
der Quellen. Andererseits muß man an- 
nehmen, daß dieser Zeitraum bisher für 
wenig erforschungswürdig gehalten 
wird. 


Dieses wichtige Gebiet wird noch aus- 
schließlich oder überwiegend den eh- 
renamtlichen und den Hobby-Forschern 
überlassen. Aber gerade die öffentlich 
zugängliche Darstellung und wissen- 
schaftlich-parteiliche Interpretation die- 
ses Aufbauabschnitts sind bedeutsam 
für die Lösung der weiteren Aufgaben 
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bei der sozialistischen Umgestaltung 
unserer Städte. Es geht dabei nicht 
nur allein um eine Bereicherung des 
allgemeinen Geschichtsbewußtseins und 
damit auch um die Beförderung des 
Heimatgefühles, besonders auch für 
die vielen neuen Bürger der sich 
vergrößernden Städte. Es geht auch 
um sehr praktische Anliegen: Der ge- 
genwärtig außergewöhnlich rasante 
Stadtausbau — besonders aufgrund des 
Wohnungsbauprogramms — erfordert 
von allen Bürgern zur Gewährleistung 
ihrer demokratischen Mitwirkung um- 
fassende Kenntnisse, darunter auch 
spezifische über die vergangenen Auf- 
bauprozesse. 


Allein schon die nur aus der jüngeren 
Geschichte einprägsam zu gewinnende 
Bewußtheit über das Wirkungsverhält- 
nis zwischen dem Wachstum des öko- 
nomischen Vermögens und den Mög- 
lichkeiten zur baulichen Erfüllung wach- 
sender kultureller Bedürfnisse macht 
eine solche stadtbaugeschichtliche Ar- 
beit unausweichlich erforderlich. 


Im folgenden soll versucht werden, zur 
Geschichte von Frankfurt (Oder) seit 
1945 einen Beitrag zu liefern. Dabei 
wird allerdings auf eine streng chrono- 
logische Darstellungsweise zugunsten 
einer mehr problembezogenen Betrach- 
tung verzichtet. 


Aus mehreren Gründen muß hier eine 
bewußte Konzentration auf den Stadt- 
aufbau der Jahre seit 1965 vorgenom- 
men werden. 


Eine geschichtliche Darstellung der 
baulichen Stadtentwicklung ist ohne 
eine Darstellung zur Abfolge der Pla- 
nungsgedanken und -projekte nicht zu- 
reichend erklärbar. Daher sind diese 
ebenfalls Gegenstand der Ausfüh- 
rungen. 


Der Aufbauprozeß, der im folgenden 
geschildert wird, hat wie jede städte- 
bauliche Fortentwicklung einer größe- 
ren älteren Stadt starke Wurzeln und 
Bezüge zur Vergangenheit. Und zwar 
aufgrund der vorgegebenen städtebau- 
lich-räumlichen und -ökonomischen so- 
wie auch der traditionellen Bedingun- 
gen. Somit stehen .wir heute vor der 
Aufgabe, selbst bei der Schilderung un- 
serer jüngsten Stadtbaugeschichte seit 
1945 auch Lücken in der Darstellung 
der älteren baulichen Geschichte aus- 
zufüllen. 


Die Entwicklungsphase, in der sich 
Frankfurt (Oder) gegenwärtig befindet, 
ist Ende der sechziger Jahre begonnen 
worden und noch längst nicht abge- 
schlossen. Viele komplexe Bauaufgaben 
befinden sich inmitten des Prozesses ih- 
rer Lösung. Daher kann dies auch nur 
mit einer Bezugnahme auf die Vorstel- 
lungen und Vorhaben, wie sie die Stadt- 
verordnetenversammlung mit den Gene- 
ralplänen beschlossen hat, dargestellt 
werden. Mit der Blickrichtung auf heute 
gestellte Aufgaben sollen notwendige 
Schlüsse aus der baulichen Vergangen- 
heit der Stadt gezogen werden, so wie 
das auf dem IX. Parteitag der SED für 
unseren sozialistischen Städtebau gefor- 
dert wurde.2) 


2. Zu dem gegenwärtigen Stand 
der baulichen Stadtentwicklung - 
besonders im Wohnungsbau 


Die jüngste Stadtbaugeschichte von 
Frankfurt (Oder) °) ist, gemessen an 
den großen und auch bewegenden 
Zeiträumen der älteren Stadtgeschichte, 
noch kurz an Jahren. Jedoch war sie be- 
reits voller wichtiger, die räumliche For- 
mation der Stadt in einem Maße prä- 
gender Ereignisse und Veränderungen, 








wie zu keiner Zeit vorher, seit der Stadt- 
gründung im 13. Jahrhundert. 


Mit einer solchen Entwicklung steht 
Frankfurt (Oder) aber nicht allein im 
Vergleich zu anderen Städten unserer 
Republik. Das zeigt: Die Schaffung so- 
zialistischer gesellschaftlicher Verhält- 
nisse wirkt von Anbeginn auch außer- 
gewöhnlich günstig auf den Ausbau der 
Städte als den Zentren der Arbeiter- 
klasse. 


Die heutige Stadtgröße von Frankfurt 
(Oder) — vergleichsweise bezogen auf 
das jetzige Stadtgebiet — übertrifft be- 
reits um rund 10 000 Einwohner die bis- 
her größte Einwohnerzahl, welche in der 
Stadt jemals erreicht wurde, und sie 
steigt weiter an.ı) Das und die Tat- 
sache, daß heute bereits weit mehr als 
die Hälfte der Bürger in modern aus- 
gestatteten Häusern wohnt, die in den 
letzten 25 Jahren gebaut wurden, ver- 
mittelt bereits einige quantitative Vor- 
stellungen von den bedeutsamen Ver- 
änderungen, die in diesen Jahren vor 
sich gegangen sind. Dabei waren wie- 
derum,die letzten sieben Jahre, beson- 
ders seit dem VIll. Parteitag der SED, 
die bisher erfolgreichsten ‚im dynami- 
schen Wachstum der Stadt Frankfurt 
(Oder). 


Aber die bauliche Entwicklung der Stadt 
in den vergangenen Jahren war weit- 
aus umfassender und reicher an Er- 
eignissen, als sich das mit solchen 
Größenangaben allein ausdrücken läßt. 
Sie ist begründet auf bedeutsame Ver- 
änderungen des Stadttyps seit 1945 und 
umfaßt ein komplexes Programm des 
Wiederaufbaus, der Neugestaltung und 
der Erweiterung. Sie reicht bis zu stadt- 
strukturellen Neuformierungen im Stadt- 
organismus. Das allein ist heute bereits 


in vielen Teilen räumlich erlebbar und 
gegenständlich wirksam geworden. Am 
eindrucksvollsten zeigt sich dies beim 
Wohnungsbau. 


Anfang der fünfziger Jahre wurde zügig 
am Wiederaufbau vor allem mit Woh- 
nungsneubauten in der Ulrich-von-Hut- 
ten-Straße, der Wollenweberstraße und 
mit der heute noch eindrucksvollen Lö- 
sung der Bahnhofstraße begonnen. 


Während bis Mitte der sechziger Jah- 
re der Wiederaufbau der ehemaligen 
Altstadt im wesentlichen abgeschlossen 
werden konnte — dabei wurde auch die 
jetzt noch bedeutsame Zentrumsanlage 
an der Karl-Marx-Straße aufgebaut — 
verlagerte sich der Wohnungsbau in 
wachsenden Größenordnungen nach 
dem Südwesten des Stadtgebietes. Es 
enstanden die Wohngruppen am Win- 
zerring, am Baumschulenweg und am 
Südring. 


Mit dem Wohnensemble auf dem Pla- 
teau am Winzerring wurde eine der 
schönsten Bauanlagen in Frankfurt 
(Oder) geschaffen und damit gleich- 
zeitig ein städtebauliches Kompositions- 
prinzip erstmalig angewandt, das für die 
Stadt durch bewußte Anwendung bei 
den weiteren Baugebieten typisch wer- 
den sollte. Hier wurde unter Betonung 
der landschaftlichen Gegebenheiten die 
Höhenlage des Standortes durch die 
Bebauungsformation unterstützt und 
zum bestimmenden Gestaltungsmerkmal 
erhoben. 


Der Aufbau des „Kosmonautenviertels" 
an der Kopernikusstraße. wurde 1967 
begonnen — nachdem bereits vorher 
die drei Punkthäuser und die jet- 
zige Dienstleistungsanlage als Kaufhalle 
errichtet worden waren. Hier entstand 
der erste umfassend geplante und aus- 








gebaute Wohnkomplex der Stadt für 
nunmehr über 7000 Bewohner. Dieser 
Wohnkomplex wurde nach den neue- 
sten Baumethoden — der Plattenbau- 
weise — geschaffen. Damit wurde zum 
ersten Male auf Frankfurter Baustellen 
im großen Umfang die Plattenmontage 
eingesetzt. Diese weitgehend industriel- 
len Baumethoden mit ihrer Vorfertigung 
im stationären Plattenwerk Eisenhütten- 
stadt und der Montage auf der Bau- 
stelle waren vorher nur an kleinen 
Standorten in Frankfurt (Oder) ange- 
wandt worden, 5) Solche industriellen 
Bauweisen stellen hohe Anforderungen 
an die wissenschaftliche Planung und 
langfristige Vorbereitung für große 
Wohngebiete. Allerorts gilt es, diesen 
Umbruch in der Technik und Technolo- 
gie des Bauwesens immer besser be- 
herrschen zu lernen, zum Wohle der 
Bürger und der gesamten Stadtentwick- 
lung — auch in Frankfurt (Oder). 


Mit dem Neubaukomplex Hansaviertel, 
im Norden, nahe dem Stadtzentrum 
gelegen, sind solche ersten Fortschritte 
bereits gelungen, wie das durch die 
staatliche Anerkennung für die städte- 
bauliche Gestaltung belegt wird. Auf 
diesem Gebiet im Norden der Stadt, 
das ursprünglich nur sehr extensiv be- 
baut war,) wurden zwischen 1971 und 
1975 Wohnungen für mehr als 10.000 
Bewohner errichtet. 


Neben dem Hansaviertel ist es vor al- 
lem der zentral gelegene Wohnungs- 
baustandort „Halbe Stadt“, mit Woh- 
nungen für nahezu 8000 Bürger, der 
mit seinen Hochhäusern und elfge- 
schossigen Wohngebäuden entschieden 
das neue Gesicht der sozialistischen 
Stadt an der Oder prägt. Die Neubau- 
bebauung in diesem Gebiet begann 
1971 am Poetensteig und wird im we- 
sentlichen 1977 abgeschlossen werden. 
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Die hier durch die Ausnutzung der Hö- 
henlagen am Stadtzentrum in der Silhou- 
ette und im räumlichen Erscheinungs- 
bild der Stadt sehr wirksame Neube- 
bauung charakterisiert jedoch auch zu- 
gleich eine neue Phase in der Stadtum- 
gestaltung. Nach der Neubebauung be- 
räumter Trümmerflächen und nach 
Stadterweiterungen, wird — so wie das 
für viele Städte der DDR ab 1980 vor- 
gesehen ist — in der „Halben Stadt“ ein 
solches Umgestaltungsgebiet geschaf- 
fen, das neben dem Neubau auch die 
Modernisierung von rund 300 Wohnun- 
gen und den Umbau sowie Funktions- 
wandel von mindestens 12 weiteren 
Häusern zu gesellschaftlichen Einrich- 
tungen umfaßt. Eine solche Aufgabe 
konnte in Frankfurt (Oder) bereits jetzt 
gestellt und durchgeführt werden, weil 
die mit weniger als siebzig Einwohnern 
pro Hektar sehr gering besiedelte Zone 
am Stadtzentrum, entstanden aus dem 
ehemaligen Charakter als Beamtenstadt, 
nur wenig Abbrüche notwendig machte, 
so daß die notwendige Verdichtung 
des Stadtzentrums in diesem Raum — im 
Zusammenhang mit den günstigen Auf- 
schlußbedingungen — durchaus ökono- 
misch vertretbar zu realisieren war.) 


In Frankfurt (Oder) werden auch in Zu- 
kunft Stadterweiterungen am Stadt- 
rand und innerstädtische Umgestaltun- 
gen gleichzeitig durchgeführt, so wie das 
in der Stadt schon zu einer charakteristi- 
schen Bautradition geworden ist. Neben 
der weiteren Rekonstruktion und Ver- 
dichtung bestehender Wohngebiete am 
Stadtzentrum werden besonders die in 
das Stadtgebiet eingeschlossenen und 
nur locker besiedelten Teilzonen umge- 
staltet und neu bebaut. Das betrifft den 
1976 begonnenen Bereich am Kräuter- 
‘weg für rund 1000 Wohnungen, mit wel- 
chem gleichzeitig die einzelnen, bereits 
bestehenden dichteren Wohngebiete im 
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Süden der Stadt in engere räumli- 
che Beziehung untereinander — und zum 
Stadtzentrum — gesetzt werden sollen. 
Und das betrifft vor allem den für über 
22000 Einwohner geplanten Stadttei 
Neuberesinchen, direkt südlich an- 
schließend an den bestehenden Stadt- 
körper. 


Mit einer solchen, seit Ende der sech- 
ziger Jahre in Frankfurt (Oder) betrie- 
benen langzeitlichen Strategie der 
Standortwahl für den Wohnungsbau, 
durch die weitere Stadtausweitung 
nach Südwesten vorerst unterbrochen 
und durch die Betonung des Nordens 
und Ostens der Stadt die territoriale 
Ausgewogenheit des Stadtorganismus 
wiederhergestellt wurde, konnten sehr 
sichtbare Erfolge gewonnen werden. 
Damit wurden für den rationellen Aus- 
bau der Verkehrsnetze, für die stadt- 
technischen Systeme und insbesondere 
auch für die Wirksamkeit des Stadtzen- 
trums günstige Voraussetzungen und Be- 
dingungen erreicht. 


Das alles hat dazu beigetragen und 
wird weiter darauf wirken, daß sich die 
wichtigsten innerstädtischen Kommuni- 
kationslinien weiter verdichten und für 
das Leben in der Stadt zunehmend an 
Attraktivität gewinnen. Unter vorran- 
giger Sicherung des Wohnungsbaupro- 
gramms in Frankfurt (Oder) wird auch 
eine schrittweise Aufwertung des Stadt- 
zentrums und der übrigen gesellschaftli- 
chen Zentren sowie der innerstädtischen 
Erholungsgebiete betrieben. 


Diese grundsätzliche Strategie des 
Stadtausbaus, die durch die Stadtver- 
ordnetenversammlung verfolgt wird 
und die gestützt ist auf die weitsichti- 
ge politische Führungstätigkeit der Be- 
zirksleitung der SED, deren Sekretariat 
immer sehr aufmerksam und zielstrebig 





die Entwicklung der Bezirksstadt förderte, 
hat dazu beigetragen, daß die letzten 
zehn Jahre so überaus erfolgreich ver- 
liefen. Das wurde nicht zuletzt durch 
eine sichere Kontinuität in den Planun- 
gen erreicht. 


Bis zur Mitte der sechziger Jahre lief 
die bauliche Stadtentwicklung nicht ganz 
ohne Konflikte und Widersprüche. Sie 
sind heute längst überwunden, haben 
aber dennoch ihre Spuren hinterlassen. 
Eine geschichtliche Betrachtung zum 
Aufbau-der Stadt kann daher nicht dar- 
auf verzichten, auch die für die Stadt 
weniger günstigen Planungsvorstellun- 
gen und die im geringeren Maße dyna- 
mischen Entwicklungszeiträume zu er- 
wähnen. 


So waren in Frankfurt (Oder) Anfang 
der sechziger Jahre stadtplanerische 
Tendenzen entstanden, die noch bis 1968 
wirkten und eine südwestliche Stadter- 
weiterung als vorrangig setzten: Der 
Standort des Halbleiterwerkes in Mar- 
kendorf sollte Zielpunkt für ein soge- 
nanntes Zusammenwachsen mit der 
Stadt werden. Das war gleichzeitig mit 
der Frage nach einer veränderten Stand- 
ortwahl für ein neues Stadtzentrum ver- 
bunden. °) 


Im Baugeschehen der Stadt waren die 
Jahre um die Mitte der sechziger Jahre 
außerdem eine Zeit relativ geringen 
Wachstums. Die größte Kraft des Be- 
zirkes konnte nicht auf die Bezirksstadt 
im Gegensatz zu den meisten anderen 
Bezirken der Republik, gerichtet werden. 
Das Bauwesen war vorrangig für den 
Aufbau der beiden sozialistischen Städ- 
te Schwedt und Eisenhüttenstadt einge- 
setzt. ! 


Das Jahr 1968 hatte mit insgesamt 208 
Neubauwohnungen den geringsten 
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Wohnungszuwachs für Frankfurt (Oder) 
gebracht. Dies war im Vergleich zum 
bis dahin erfolgreichsten Jahr 1967 mit 
rund 603 Neubauwohnungen ein recht 
bescheidenes Ergebnis. Die geringen 
Neubaugrößen im Wohnungsbau jener 
Jahre wirkten sich auch auf einen we- 
niger raschen Fortschritt bei anderen 
Aufgaben des Stadtausbaus aus. Dem- 
gegenüber sind die Jahre seit 1969, in 
denen bis heute fast 10000 neue Woh- 
nungen gebaut wurden, auch auf den 
anderen Gebieten der Stadtgestaltung 
recht erfolgreich gewesen, 


Was jene Konzeption einer einseiti- 
gen extensiven Stadtausweitung betrifft, 
so stand damals Frankfurt (Oder) da- 
mit nicht allein unter den Städten der 
Republik. Die besonderen Bedingungen 
der industriellen Bauweise, und die 
zeitbedingten Möglichkeiten zu deren 
voller ökonomischer Beherrschung so- 
wie weitere Faktoren hatten an vielen Or- 
ten zu bedeutenden Stadtgebietsauswei- 
tungen geführt, wie sie in dem Umfang 
für Frankfurt (Oder), das kann heute 
festgestellt werden, nicht erforderlich 
wurden. 


Die Erfolge im Stadtausbau der letzten 
zehn Jahre sind jedoch nicht vollstän- 
dig dargestellt, wenn nicht auch dar- 
auf hingewiesen wird, daß es im Verlauf 
dieser Zeit immer besser gelungen ist, 
die neuen Wohngebiete mit gesell- 
schaftlichen Einrichtungen auszustatten. 
Während es zum Beispiel beim Wohn- 
komplex am Winzerring noch acht Jah- 
re (vom Baubeginn an gerechnet) 
dauerte, bis Schulen, Kindereinrichtun- 
gen und Läden — als damals sogenann- 
te „Nachfolgeeinrichtungen“ entstanden 
— ist dieser Zustand heute überwunden. 
Beim Wohngebiet Hansaviertel wurde 
bereits eine zeitliche Übereinstimmung 
in der Fertigstellung dieser Einrichtun- 


gen»und der Wohnungen erreicht. Bis- 
her noch nicht gelungen ist das in be- 
zug auf die Versorgungseinrichtungen 
für Dienstleistungen sowie für Gaststät- 
ten/Schulspeisung. — Eine Aufgabe, die 
es in den nächsten Jahren zu lösen gilt. 
Aber es sind nicht nur die Hochbauten, 
die eine Stadt ausmachen. 


Große Anstrengungen wurden in den 
letzten Jahren auch auf tiefbauli- 
chem Gebiet unternommen, nachdem in 
den Jahren davor im wesentlichen nur 
die bestehende Substanz genutzt wurde. 


Sehr bedeutsame Daten in der jünge- 
ren Stadtentwicklung sind die der Inbe- 
triebsetzung “des Fernheizanschlusses 
aus Finkenheerd zur Wärmeversorgung 
großer Teile der Stadt im Jahre 1973 
und auch der Anschluß an das neu ge- 
baute Wasserwerk der Stadt in Briesen- 
Kersdorf im Jahre 1969. Aber auch die 
erste Erweiterung des Straßenbahnnet- 
zes nach 1945 zur Kopernikusstraße im 
Jahre 1975 gehört zu den hervorragen- 
den Maßnahmen des Stadtausbaues. 


Heute sind bereits neue Probleme sicht- 
bar, die erkennen lassen, daß über die 
bisher geschaffenen Kapazitäten hin- 
ausgehend für die Zukunft größere Er- 
weiterungen erforderlich werden. 


Wenn wir heute voller Stolz für unsere 
sozialistische Gesellschaftsordnung fest- 
stellen, können, daß in den letzten 20 
Jahren fast zwei Drittel aller in 
Frankfurt (Oder) bestehenden Baulich- 
keiten neu geschaffen oder weitgehend 
modernisiert wurden, so erhebt sich auch 
gleichzeitig unabdingbar eine bisher 
weniger vordergründige Frage, die ge- 
löst werden muß: Was wird mit dem 
restlichen Drittel der bisher erhalten 
gebliebenen Substanz? 


Bei den historischen Monumentalbauten 
und denkmalsgeschützten Gebäuden 
wird die Frage bereits praktisch beant- 
wortet. Es wird hier seit Jahren in 
Frankfurt (Oder) eine beachtliche Ar- 
beit geleistet, die jetzt mit der umfas- 
senden Rekonstruktion des Rathauses 
und bald auch mit der Ruine der Ma- 
rienkirche fortgesetzt wird. 


Viel wurde in den letzten sechs Jahren 
bereits getan, um darüber hinaus die 
übrige Altbausubstanz zu erhalten und 
modernisiert, in die sozialistische Stadt 
einzubeziehen. Gerade deshalb jedoch, 
weil noch einiges, nicht mehr erhaltungs- 
würdiges, dem Neuen weichen muß, ist 
die Pflege der alten Gebäude zu einer 
wichtigen Aufgabe geworden, Die Stadt- 
verordnetenversammlung von Frank- 
furt (Oder) hat dazu vor drei Jahren 
ein umfassendes Planungskonzept be- 
schlossen. 


Aber es sind nicht nur einzelne Häuser 
und Baulichkeiten, sondern darüber hin- 
aus sind es ganze städtebauliche Raum- 
bildungen, die es zu bewahren und un- 
seren gesellschaftlichen Bedingungen 
gemäß zu entwickeln gilt. 


Im folgenden soll einiges dargestellt 
werden, was bei der Lösung dieser Auf- 
gaben bereits getan wurde und was 
noch zu tun bleibt. 


Naturgemäß bezieht sich das vorrangig 
auf den zentralen Bereich der Stadt, 
wo die Errungenschaften der Vergan- 
genheit zur weiteren Vertiefung und 
Ausprägung der historisch entstande- 
nen eigenständigen Geschichte der 
Stadt genutzt und einbezogen werden 
sollen. 
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3. Die grundlegenden Wandlungen im 
Charakter und in der Gestalt der 
Stadt 


Die wesentlichen Wandlungen und Wei- 
terentwicklungen in der Stadtgestalt 
und bei der immer besseren Erfüllung 
der Bedürfnisse für ihre Bürger und 
Gäste gründen sich in Frankfurt (Oder) 
einerseits natürlich auf die gesamtge- 
sellschaftliche Entwicklung in unserer 
Republik, aber andererseits sind diese 
Wandlungen jedoch auch ganz speziell 
auf Veränderungen im Stadttyp begrün- 
det. 


Als die Stadt Frankfurt (Oder) am 23. 
April 1945 durch die sowjetischen Trup- 
„pen befreit wurde, war die gesamte In- 
nenstadt zerstört. 0) 

Mit der Befreiung der Stadt vom Fa- 
schismus wurde sie auch von ihrer ver- 
hängnisvollen Rolle als Militär- und Be- 
amtenstadt befreit. Die Enttrümmerung 
der Stadt sowie der beginnende Neu- 
aufbau gingen zusammen mit der Aus- 
bildung eines neuen Charakters für die 
alte Stadt an der Oder. 


Unter der Arbeiter-und-Bauern-Macht 
in der DDR hat die Stadt gegenüber 
der kapitalistischen Vergangenheit ei- 
ne völlig neue Funktion erhalten. 1952 
wurde sie zur Bezirksstadt eines Indu- 
strie-Bezirkes mit sozialistischer Land- 
wirtschaft. 


Die Stadt an der Oder-Neiße-Friedens- 
grenze wurde mit dem Bau des Grenz- 
bahnhofes zu einem wichtigen 
Güterumschlagplatz, und sie gewinnt 
als bedeutendster Transit- und Grenz- 
punkt zu der befreundeten Volksrepu- 
blik Polen und: zur Sowjetunion wach- 
sende Bedeutung — auch für den Tou- 
rismus. 
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Der Ende der fünfziger Jahre in Frank- 
furt (Oder) gegründete Betrieb für 
elektronische Bauelemente (VEB Halb- 
leiterwerk) bestimmt maßgeblich die 
Entwicklung der Stadt mit. Die Betriebe 
des Bauwesens sowie die Industrie der 
Nahrungsgüterwirtschaft prägen eben- 
falls das Gesicht der Industriestadt und 
bilden weitere Entwicklungsansätze, wie 
auch der Aufbau neuer Bildungs- und 
Forschungsstätten den Charakter der 
Stadt weiter verändern wird. 


Im Jahre 1969, als die Stadt wieder ei- 
ne Bevölkerungszahl von mehr als 
60.000 Einwohnern erreicht hatte, konn- 
te zur Begründung einer neuen Phase in 
der Stadtentwicklung der neue Charak- 
ter der Stadt „als gesellschaftliches und 
geistig-kulturelles Zentrum des Oder- 
bezirkes mit wachsender elektronischer 
Industrie, den Forschungs- und Projek- 
tierungs- sowie Leitungseinrichtungen 
des Bauwesens und dem wichtigen Tran- 


sitknotenpunkt...“ formuliert werden.'') 
Diese durch die sozialistische Gesell- 
schaftsordnung bestimmte Funktion 


der Stadt hat beträchtliche Auswirkun- 
gen auf die Neuformierung der ge- 
samten Stadtstruktur. Die bereits heute 
sehr spürbare Umgestaltung der alten 
Stadtstruktur, die in ihrer räumlichen 
Gliederung, Funktionsgliederung und in 
ihrer Weitläufigkeit sehr von ihrer ehe- 
maligen Funktion geprägt war, wurde in 
den vergangenen zwei Jahrzehnten 
vornehmlich durch Wohnungsbau be- 
trieben. Aber auch der umfangreicher 
werdende Neubau gesellschaftlicher Ein- 
richtungen, wie zum Beispiel der zen- 
trale Hochhauskomplex, der 1967 be- 
gonnen wurde, hat dazu beigetragen. 


Entscheidendes Element bei der struk- 
turellen Neuordnung des Stadtorganis- 
mus war und ist die Ausbildung eines 


neuen Zentrums in der sich kräftig ent- 
wickelnden sozialistischen Stadt. Diese 
Aufgabe erwuchs nicht allein aus den 
Kriegszerstörungen und auch nicht dar- 
aus, daß der ehemalige Stadtteil öst- 
lich der Oder, die Dammvorstadt, zur 
Stadt Slubice in der VR Polen gewor- 
den ist, sondern eine neue räumliche 
Gliederung des Stadtzentrums im Or- 
ganismus der Stadt ist vor allem durch 
die Bedingungen der überkommenen 
Verkehrsnetzstruktur und durch die um- 
fangreichen Stadterweiterungen im 
Südwesten der Stadt begründet, was 
eine extrem- periphere lage des 
Zentrums hervorbrachte. 


Auch die Erfordernisse des grenzüber- 
schreitenden Verkehrs innerhalb des 
Zentrums beeinflussen dessen Entwick- 
lung. Die Lösung dieser‘ Problematik 
wurde und wird weiterhin durch die 
Realisierung eines Komplexes aufeinan- 
der bezogener Maßnahmen strukturel- 
ler Art betrieben. 


Das Stadtzentrum wird, ausgehend vom 
ursprünglichen, historisch enstandenen 
Stadtkern, weiterentwickelt. Unter Ein- 
beziehung der bestehenden, die Oder 
parallel begleitenden Hauptachse des 
gegenwärtigen Zentrums soll eine wei- 
tere Raumfolge gebaut werden, deren 
Achse senkrecht zur Oder gerichtet 
sein wird und eine räumliche Bindung 
zur Gesamtstadt herstellen muß. Sie 
wird die städtischen Haupträume und 
die noch fehlenden zentralen öffentli- 
chen Einrichtungen aufnehmen und 
bis zur Oder für den Fußgänger einge- 
richtet sein. 


Die in den sechziger Jahren eingetre- 


tene geografische Unausgewogenheit 


des Stadtkörpers, hervorgerufen durch 
die Stadterweiterungen im Südwesten, 
wird seit 1970 ausgeglichen, indem der 
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Norden des Stadtgebietes und vor al- 
lem der Bereich um das Stadtzentrum 
durch Wohnungsbau intensiv verdichtet 
werden. 


Die Hauptelemente des innerstädtischen 
Erholungs- und Freiflächensystems wer- 
den zusammenhängend ausgebaut und 
in direkte Verbindung zu den zentralen 
Haupträumen gebracht. Nicht zuletzt soll 
durch die Schaffung einer neuen Nord- 
Süd-Hauptverkehrsstraße, die alle Ra- 
dialstraßen verbinden und den Verkehr 
westlich am Zentrum vorbeiführen wird, 
eine Entlastung des Zentrums vom 
Durchgangsverkehr erreicht werden. 


Mit der Durchführung dieser tiefgrei- 
fenden Veränderungen ist auf der 
Grundlage der Generalplanung begon- 
nen worden. Damit wird der schritt- 
weise Aufbau der neuen Ost-West- 
Hauptachse ermöglicht und zur nächst- 
liegenden Aufgabe im Stadtzentrum von 
Frankfurt (Oder) gemacht. 


Das gegenwärtig im Bau befindliche 
Einkaufszentrum, die in diesem Jahr be- 
gonnene Neugestaltung des Zentralen 
Platzes, östlich der Karl-Marx-Straße, 
wie auch der Aufbau der Bezirkspartei- 
schule im städtebaulich wichtigen 
Übergangsraum zur Oderpromenade 
sind Vorhaben, welche zusammen mit 
dem Wohnungsbau auf den Hängen 
oberhalb des Zentrums wirksam dazu 
beitragen werden, die neue Raumfol- 
ge des Stadtzentrums zu formieren. 


4. Der Wiederaufbau, die Herausbil- 
dung der Planungsvorstellungen und 
die sozialistische Neugestaltung im 
Stadtzentrum auf der Basis histori- 
scher Raumbildungen 


In der Innenstadt Frankfurts wurde nach 
der Beseitigung der umfangreichen 
Trümmermassen in den fünfziger Jahren 
mit dem Wiederaufbau begonnen, nach- 
dem dort nahezu zehn Jahre lang eine 
riesige, von Häusern fast gänzlich be- 
räumte Fläche bestanden hatte. Nur 
wenige Gebäude waren in der Altstadt 
erhalten geblieben und konnten wieder 
instandgesetzt werden. 


Als eines der ersten Gebäude war das 
bis auf die Außenmauern zerstörte 
Rathaus in den Jahren 1953/54 wieder- 
hergestellt worden. 


Das städtische Leben verlagerte sich 
in die Vorstädte, vor allem in die west- 
lichen und südwestlichen Stadterweite- 
rungen. Dabei übernahm die Dresdener 
Straße mit dem Leipziger Platz im Stadt- 
teil Beresinchen für längere Zeit Teil- 
funktionen eines Stadtzentrums. Dieser 
Bereich erwies sich durch seine Ver- 
kehrslage im Stadtgebiet und durch sei- 
ne erhalten gebliebene Funktion als 
Einkaufszentrum des Stadtteiles für ein 
solches Provisorium am besten geeignet. 
Auf dem Leipziger Platz fanden damals 
häufig Meetings und Demonstrationen 
statt. 


Fotos und mündliche Berichte aus je- 
ner Zeit des beginnenden Aufbaus zei- 
gen jedoch auch, das selbst in den 
Trümmerzonen der Altstad, an den 
traditionellen Stätten, politische 
Veranstaltungen abgehalten wurden. 
Der Platz am Rathaus war öfter 
Schauplatz von Massenmanifestationen, 
die auf dem Platzteil vor dem Südgiebel 


stattfanden. Allein hierin ist die 
starke Wirkung erkennbar, die 
von einem historisch bedeutenden 


städtischen Platz ausgeht und die, ge- 
paart mit dem Willen zur Überwindung 
der Zerstörungen, Neues an:alter Stelle 
entstehen läßt. 


Dieses Phänomen der Orts- und La- 
getraditionen für hervorragende Plätze 
in alten Städten, das besonders nach 
den Kriegszerstörungen in vielen Städ- 
ten sichtbar wurde, ist auch im Zusam- 
menhang mit dem Wiedererstehen des 
Rathausplatzes (Marktplatz) in Frank- 
furt (Oder) zu beobachten. Das war 
vordergründig kein denkmalpflegerisch- 
administrativer Akt, sondern hier setzte 


sich die Respektierung der Tradition 
dieses Ortes durch. 
Die städtebauliche Lösung erbrachte 


vorerst, durch die Umbauung mit Wohn- 
blöcken, nur eine, im groben maß- 
stabsgetreue, aber leider sehr anonyme 
Gestalt. Für den alten Frankfurter 
Marktplatz hat sich bis in unsere Tage 
seine betonte Rolle im Bewußtsein der 
Bürger bewahrt, und er wird in den 
achziger Jahren seine endgültige Funk- 
tion, Gestalt und Ausstattung — unseren 
sozialistischen Lebensauffassungen ge- 
mäß — erhalten. 


Entscheidender noch als im Wiederer- 
stehen des Rathausplatzes ist für das 
Wirken von Traditionen durch den Wie- 
deraufbau des gesamten Stadtzentrums 
am alten Ort ein Beweis gegeben. 
Wenn auch viele andere bestimmende 
Gründe, insbesondere die gesamte vor- 
handene Kommunikationsstruktur der 
Stadt, einschließlich der stadttechni- 
schen und auch die erhalten gebliebe- 
nen gesellschaftlichen Einrichtungen 
darauf hin wirkten, so ist doch dieser 
Faktor nicht unwirksam gewesen. 
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Von Beginn des Aufbaus an wurden 
jedoch immer wieder Zweifel zur Stand- 
ortlage des Zentrums in die Planung 
getragen. Besonders in den Jahren 1962 
bis 1965 waren ernstzunehmende Ver- 
suche unternommen worden, um das 
Stadtzentrum in das südwestliche Stadt- 
gebiet zu verlagern. Diese Auffassungen 
sind heute überwunden; nicht auch zu- 
letzt durch die normative Kraft des be- 
reits seit Ende der fünfziger Jahre im 
Zentrum durchgeführten Wiederaufbaus. 
Die bisher entscheidende Neubebauung 
im Zentrum der ehemaligen Altstadt 
erfolgte mit der Schaffung des Ensem- 
bles an der Karl-Marx-Straße in der er- 
sten Hälfte der sechziger Jahre. Dieses 
Ensemble, ein rund 400 m langer Boule- 
vard entlang der wichtigsten Hauptver- 
kehrsstraße in der Stadt, mit Läden, 
Gaststätten und Wohnungen bildet pa- 
rallel zum Oderstrom die Haupterlebnis- 
zone des Stadtzentrums und ist zu einer 
einprägsamen, für Frankfurt (Oder) cha- 
rakteristischen städtebaulichen Situation 
geworden. 


Gegenwärtig wird diese Raumfolge, die 
Karl-Marx-Str., auf der mittlerweise wei- 
tere dominierende Gebäude mit gesell- 
schaftlichen Einrichtungen ausgerichtet 
wurden, als das eigentliche Zentrum der 
Stadt aufgefaßt und auch genutzt. Nicht 
nur die alltäglichen Besorgungen und die 
Bedürfnisse nach Flanieren und Bum- 
meln sowie ein Großteil der Verkehrs- 
verbindungen führen Bürger und Gäste 
durch diesen Bereich — es werden dort 
auch seit mehr als zehn Jahren alle 
Feste und die Demonstrationen durch- 
geführt. 


Im Jahre 1968 wurde zum ersten Male 
für Frankfurt (Oder) eine umfassende, 
wissenschaftlich begründete Generalbe- 
bauungs- und Verkehrsplanung aus- 
gearbeitet. Auf dieser Basis konnte die, 
in breiter Gemeinschaftsarbeit entstan- 
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dene „Grundlinie der städtebaulichen 
und architektonischen Gestaltung des 
Stadtzentrums Frankfurt (Oder)" 1969/ 
70 bestätigt werden. Den zentralen Or- 
ganen wurde im Jahre 1975 eine wei- 
tere, vertiefende Generalbebauungspla- 
nung zur Begutachtung durch den Rat 
der Stadt vorgelegt. Mit diesen Planun- 
gen wurde seit nunmehr fast zehn 
Jahren eine zielsichere Kontinuität 
durch die politischen und staatlichen 
Organe für den weiteren Aufbau von 
Frankfurt (Oder) wirksam gemacht. Von 
diesen Planungen ausgehend wurde mit 
einer weiteren Realisierungsetappe des 
Aufbaus im Stadtzentrum begonnen. In 
dieser Etappe waren und sind die zur 
Verfügung stehenden Kräfte und Mittel 
ungleich größer, als sie in den voran- 
gegangenen Etappen auf die Bezirks- 
stadt konzentriet werden konnten. 


Mit den nunmehr vorliegenden Planun- 
gen, die ständig weitervertieft und fort- 
entwickelt werden, wurde der Versuch 
unternommen, das bisher Entstandene 
einzubeziehen und eine — auch aus 
historischer Sicht — gewonnene Lösung 
schrittweise durchzusetzen. Dabei wur- 
de gesichert, daß unter Wahrung von 
in der Vergangenheit entstandenen 
Strukturformen und unter Aufnahme 
progressiver Tendenzen zu deren Wand- 
lung, ein neues sozialistisches Stadt- 
zentrum herausgebildet werden kann. 
Die dynamische Entwicklung der realen 
gesellschaftlichen Prozesse kann bei die- 
ser Planung kurzfristig Korrekturen be- 
wirken, ohne daß ihr gesamtes Gefüge 
in Frage gestellt werden muß. Das dies 
gelingt, hat sich in den letzten Jahren 
bereits bewiesen. 


In den ersten Etappen des Wiederauf- 
baus war unter anderem (wie in vie- 
len anderen Städten unserer Republik) 
kennzeichnend,-daß ständig wechselnde 


Planung nur zur Lösung einzelner Bau- 
aufgaben ausgearbeitet wurden. Diese 
städtebaulichen Entwürfe stellen zwar 
Gesamtlösungen für das Stadtzentrum 
vor, hatten jedoch keine lange Lebens- 
dauer, so daß aufgrund einer solchen 
Diskontinuität der Planung aus jedem 
Entwurf nur einzelne Bauwerke oder 
Teilensembles entstanden sind, die so- 
gar oft Vorangegangenes negieren. 


Wie in vielen anderen Städten der DDR 
auch wurde um 1949 für das Zentrum 
von Frankfurt (Oder) begonnen, eine 
Planung zu schaffen, die eine Wieder- 
herstellung des alten städtebaulichen 


Zustandes für die zerstörte Stadt vor- _ 


sah. Veränderungen sollten an der 
Raumformation des Zentrums nur in sehr 
geringem Maße erfolgen. Diese Restau- 
rationsplanung hat jedoch in Frankfurt 
(Oder) wenig Ergebnisse gebracht. -— 
Gerade in jenen Jahren wurden die Re- 
ste vieler erhaltenswerter und unersetz- 
licher Gebäude und Bauensembles in 
der Altstadt beseitigt. 


Alle nachfolgenden Planungen für das 
Frankfurter Stadtzentrum sahen aus- 
nahmslos vor, dessen räumliche Grund- 
struktur nordsüdlich auszurichten und 
auch die zentralen Plätze dieser Ord- 
nung einzufügen. Kennzeichnend dafür 
ist die Planung aus dem Jahre 1959. 13) 
In der gleichen Zeit wurde jedoch auch 
begonnen, die Stadt vor allem an ihrer 
südwestlichen Peripherie bedeutend 
durch Wohnungsbau zu erweitern. Im- 
pulse aus diesen Veränderungen in der 
Stadtstruktur wirkten viel später auf die 
innere Ordnung des Zentrums ein. 


Im erwähnten Bebauungsplan des Zent- 
rums war der „Zentrale Platz“ als gro- 
Be Raumausweitung parallel zur Karl- 
Marx-Straße an deren östliche Seite 
gelegt. Eine räumliche Querachse zwi- 





schen dem Platz der Republik, dem Zen- 
tralen Platz und dem Rathausplatz bis 
zur Oderpromenade war zwar erkenn- 
bar, aber nicht betont gestaltet. Sie 
sollte als eine sogenannte Grünachse 
aufgefaßt werden. Der Rathausplatz soll 
te’als städtebaulicher Raum den gesam- 
ten Bereich zwischen Marienkirche und 
Rathaus umfassen. Durch die Anbin- 
dung nur über die ehemalige Bischof- 
straße wäre jedoch die erlebbare Bezie- 
hung zum aktiveren Zentrumsbereich zu 
schwach geblieben. Seine historisch ent- 
standene abseitige Lage wäre nicht auf- 
gehoben worden. Der Platz der Repu- 
blik wurde in dieser Planung lediglich 
als großzügiger Zugang zum Lennepark 
aufgefaßt. Das entsprach im wesent- 
lichen den Planungsgedanken, die dem 
ehemaligen Wilhelmsplatz zugrunde la- 
gen. 


In allen Planungen vorher und in denen 
bis gegen Ende der sechziger Jahre 
wurde versucht, einen Zentralen Platz zu 
schaffen, und allen Planungen war ge- 
meinsam, daß dieser Platz östlich der 
Karl-Marx-Straße, vor der Marienkir- 
che, enstehen sollte. Bei diesen Ent- 
würfen blieb die westliche Platzseite 
über die Breite von 140 m zum park- 
änhlich angelgten Platz der Republik 
geöffnet. Das wurde in späteren Pla- 
nungen und durch Realisierung des 
zentralen Gebäudekomplexes, der nun- 
mehr senkrecht zur Karl-Marx-Straße ge- 
stellt wurde, grundsätzlich verändert. 


Im Zusammenhang mit dem Aufbau die- 
ses Komplexes entstanden auch 1963/ 
64 erste Entwürfe, die den Zentralen 
Platz als absolut dominierenden Einzel- 
platz aufzuheben versuchten, indem der 
Platz der Republik intensiver zugeord- 
net und als Folge von kleineren Plät- 
zen und Passagen gestaltet werden soll- 
te. Mit der Planung von 1968/69 wur- 


de zum ersten Mal ein Schritt zur Her- 
ausbildung eines zentralen Platzen- 
sembles gegangen. 


In diesem Ensemble blieb der Platz 
westlich der Marienkirche dominierend; 
es wurden jedoch der Rathausplatz und 
der Platz der Republik eindeutiger in 
die erlebbare Raumfolge einbezogen. 
Das Schwergewicht in der zentralen 
Raumstruktur wurde, besonders durch 
die Einodnung des Einkaufszentrums 
und einer Passage zwischen dem Platz 
der Republik, und dem Platz der Ein- 
heit, auf diese Ostwestachse gelegt. 


Folgerichtig war es, davon ausgehend, 
den Platz der Republik zum Hauptplatz 
im Platzensemble zu erheben, was mit 
der Planung 1969 erfolgte. Allerdings 
sollte nach den enthaltenen Vorschlä- 
gen der Platz westlich der Marienkir- 
che durch eine konzentrierte Hochhaus- 
gruppe fast gänzlich überbaut werden, 
was der Bedeutung und der Anbindung 
des Rathausplatzes Abbruch getan hät- 
te. 


Gerade mit dieser Lösung wurde be- 
wiesen, wie wichtig allein schon in 
städtebaulich-struktureller Hinsicht die 
Anlage eines städtischen Platzes an 
diesem Ort ist; denn nur dadurch ge- 
lingt es, die ostwestlich gerichtete 
Hauptachse des Stadtzentrums bis zum 
Rathausplatz und weiter bis zur Oder- 
promenade zu führen und erlebbar zu 
machen. Die jetzt vorliegende, bestä- 
tigte Planung strebt daher an, ein Platz- 
ensemble zu gestalten, das unter Beto- 
nung des Platzes der Republik eine 
Folge von differenzierten städtebau- 
lichen Räumen beinhaltet und vom 
Platz der Einheit bis zur Oderpromenade 
reicht. 


Die hier dargestellte kurze Übersicht 
über die zeitliche Abfolge der Planun- 


gen von Frankfurt (Oder) wurde nicht 
zu dem Zweck gegeben, um eine lük- 
kenlose Geschichte der Planungen dar- 
zustellen, sondern, um den für Frank- 
furt (Oder) nicht unwesentlichen Prozeß 
der Herausbildung des Planungsgedan- 
kens „Zentrales Platzensemble“ aufzu- 
zeigen. 


Dieser Planungsprozeß war nicht der 
Willensvollzug einzelner Planer, sondern 
er wurde vielmehr bewirkt durch die 
Entwicklung der gesellschaftlichen Be- 
dürfnisse und durch die in den letzten 
Jahren deutlich sichtbar gewordenen 
Ansprüche an die Gebäudefunktionen 
und an die Funktionen der städtebau- 
lichen Raumformationen des Stadtzen- 
trums. 


Entscheidend für das Entstehen der Pla- 
nungsvorstellungen und gleichzeitig für 
deren fortwährende Korrektur und Ver- 
tiefung war jedoch die außergewöhn- 
lich dynamische Aktivität in der gesell- 
schaftlichen Entwicklung Frankfurts, die 
in den letzten Jahren vor sich ging 
und eindeutige Zielstellungen für die 
Stadtcharakteristik erbrachte. Dies und 
die bedeutend gewachsenen Ansprüche 
bei der Nutzung der Plätze hat die Leit- 
linie zur städtebaulichen Gestaltung der 
zentralen Plätze in Frankfurt (Oder) be- 
stimmt. Daneben waren durchaus auch 
gründliche Betrachtungen über den hi- 
storischen Wandel der Plätze und die 
daraus ablesbaren Tendenzen Bezugs- 
punkte für die ausgearbeitete Grund- 
linie. Denn für die gegenwärtigen Pla- 
nungen zur städtebaulichen Gestaltung 
des Stadtzentrums erscheint eine Ten- 
denz in der räumlichen Entwicklung der 
Stadt, die sich über Jahrhunderte hin- 
weg herausbildete und letztlich durch- 
setzte, bedeutungsvoll: Die städtebau- 
lichen Haupträume öffentlichen Churak- 
ters entwickeln sich von der ursprüng- 
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lich parallel zur Oder orientierten Lage 
zu einer betont senkrecht zum Strom, in 
Ost-West-Richtung geordneten Raum- 
folge. 


Die ursprüngliche Stadt besaß ein be- 
vorzugt zum Ufer der Oder parallel 
orientiertes Hauptstraßennetz, das durch 
schmale Gassen senkrecht zur Oder er- 
gänzt war.) Die gesellschaftlich aktiv- 
sten Hauptstraßenräume und Plätze hat- 
ten ebenfalls eine parallel zur Oder 
orientierte Lageausrichtung. So die Han- 
dels- und Lagerzone am Ufer selbst, die 
Scharrnstraße und die Richtstraße. Auch 
der Marktplatz am Rathaus, der Ring, 
waren durch die Stellung des Rathauses 
so orientiert. Die ersten Stadterweiterun- 
gen im Mittelalter, die Lebuser und Gu- 
bener Vorstädte, waren ebenfalls in der 
Niederung entlang des Stromes entstan- 
den und verursachten in dieser Laye- 
struktur vorerst keine Veränderungen. 


Aber wie eine Auswertung der Stadt- 
pläne und Dokumente aus der Zeit ge- 
gen Ende des 17. Jahrhunderts und An- 
fang des 18. Jahrhunderts zeigt, hatten 
bereits zu jener Zeit Veränderungen in 
der räumlichen Funktionsordnung statt- 
gefunden. Die Stadt hatte begonnen, 
nachdem die Befestigungsanlagen wir- 
kungslos wurden, sich räumlich vielfäl- 
tiger zur Oder hin auszurichten. 


Der entscheidende räumlich-struktureile 
Umbruch erfolgte jedoch in der zweiten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts, als es zu 
einer völligen Neuorientierung durch 
die Herausbildung der neuen, vorherr- 
schenden, zentralen Raumfolge kam: 
Wilhelmsplatz (nach Westen fortgestzt 
durch Fürstenwalder Straße und Hohen- 
zollernplatz) — Regierungsstraße - 
Kirchplatz (Scharrnstraße) Marktplatz 
und weiter zum Holzmarkt/Uferstraße. 
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Wie stark diese räumliche Neuorientie- 
rung durch die Stadterweiterungen im 
Südwesten der Altstadt und durch die 
Schaffung des Bahnhofs — begründet 
auf der Veränderung des Stadttyps — 
verursacht wurde, beweist sich aus dem 
„Situationsplan” von Stracke aus dem 
Jahre 1828, der im Bereich des späteren 
Wilhelmsplatzes den Neuen Marktplatz 
noch als nord-südlich gerichtete Platz- 
anlage zeigt. Schrittweise wurde von da 
an dieser Platz so erweitert und ausge- 
baut, daß der spätere Wilhelmsplatz in 
seinem Hauptraum eindeutig eine ost- 
westlich gerichtete Achse erhielt, wäh- 
rend ein Teil des ursprünglichen Neuen 
Marktes zum Nebenplatz, dem heutigen 
Zehmeplatz wurde. 


Für die Zeit der ersten Hälfte unseres 
Jahrhunderts wird einhellig bestätigt, 
daß diese Raumfolge der „Bummelbe- 
reich“. der Stadt bis 1945 war. An inm 
lagen die meisten und bedeutendsten 
öffentlichen Einrichtungen, besonders 
des Handels.'5) Aufgrund der historisch 
entstandenen städtebaulichen Gegeben- 
heiten blieb diese Raumfolge: Wilhelms- 
platz — Regierungsstraße — Marktplatz 
— Oder, aber räumlich mehrfach gebro- 
chen und nicht einheitlich durchgestal- 
tet, 


Aus diesem städtebaulich-gestalteri- 
schen Zustand erklären sich auch die 
Bemühungen zu Anfang unseres Jahr- 
hunderts, den Marktplatz mit dem 
Kirchplatz zu vereinen, um so über die 
Regierungsstraße eine unmittelbare Ver- 
bindung zwischen Markt und Wilhelms- 
platz herstellen zu können. 


Heute ist die Aufgabe gestellt, diese hi- 
storisch entstandene grundlegende ost- 
west-gerichtete Raumstruktur wieder 
aufzunehmen und auf einer neuen ge- 
sellschaftliichen Grundlage sowie aus- 


gehend von den veränderten städtebau- 
lichen Gegebenheiten völlig neu zu lö- 
sen. 


Es wird immer wieder zu Recht hervor- 
gehoben, daß die Bauten einer Stadt 
viele Jahrzehnte bestehen, es wird rich- 
tig betont, daß die grundsätzliche bau- 
liche Formation einer Stadt Jahrhun- 
derte überdauert, und es ist wirklich 
eine Tatsache, daß die räumlichen 
Strukturen sehr lange statisch bleiben 
und sich offenbar vielen gesellschaft- 
lichen Erfordernissen anzupassen ver- 
mögen. Diese Tatsache, die sich in For- 
mal-Räumlichen eindrucksvoll oft bis 
zu mitteralterlichen Stadtgrundrissen zu- 
rückverfolgen läßt, darf aber nicht dazu 
führen, eine andere nicht weniger be- 
deutsame Seite in der Entwicklung der 
Städte zu übersehen: Die stetige Wand- 
lung in der den gesellschaftlichen Be- 
dürfnissen gemäßen funktionellen Nut- 
zung und einer dementsprechenden Um- 
formung alter Raumstrukturen — das 
Aufblühen und Vergehen städtischer 
Hauptzonen nämlich. Eine räumliche 
Verlagerung gesellschaftlicher Schwer- 
punkte war auch in Frankfurt (Oder) in 
den letzten 200 Jahren vor sich ge- 
gangen. 


Das aufzuzeigen und deutlich zu ma- 
chen, wie wir an einen solchen Vorgang 
mit unserem neuen Stadtzentrum an- 
knüpfen, sollte eine der notwendigen 
Aussagen dieser Darlegungen sein. 








Anmerkungen 


1) Während für Einzelbauwerke und 
auch für einige Bereiche der ehe- 
maligen Altstadt bereits einiges 
Material vorliegt, ist für Frankfurt 
(Oder) zur baulichen Geschichte 
der Gesamtstadt insbesondere 
der letzten 150 Jahre recht 
wenig beschrieben worden. Mit die- 
ser Vernachlässigung vor allem ces 
19. Jahrhunderts befindet sich 
Frankfurt (Oder) allerdings in Über- 
einstimmung mit fast allen anderen 
Städten unserer Republik. — Dabei 
sind große Teile unserer heutigen 
Städte in diesem Zeitraum begrün- 
det und geprägt worden. — Und ge- 
rade jene Baugebiete werden =s 
sein, die es in den nächsten Jah- 
ren umzugestalten gilt. 


2) Vgl. dazu E. Honecker, Bericht des 
Zentralkomitees an den IX. Partei- 
tag der SED, Berlin 1976, S. 44 f.: 
„Nicht immer bringt die vermeint- 
lich großzügige Lösung, wo alles, 
was im Wege steht, abgeris- 
sen wird, tatsächlich auch die Zu- 
friedenheit über das Neugeschaf- 
fene mit sich. Dazu ist neben der 
bereits verstärkt angewendeten ab- 
wechslungsreichen Gestaltung der 
Typenbauten vor allem notwendig, 
die Planung und Errichtung von 
Neubaugebieten in engster Wech- 
selwirkung und unter Einbeziehung 
angrenzender Altbaugebiete und 
Stadtkerne vorzunehmen. Indem wir 
Altes und Neues richtig kombinie- 
ren, erhalten wir den historisch oe- 
wachsenen Charakter unserer 
Städte und fügen ihnen zugleich 
Neues hinzu.“ 


3) Der Begriff „Stadtbaugeschichte“ 
wird hier angewandt, obwohl er 


sich nicht allgemein in der Literalur 


4) 


5) 


6) 


durchgesetzt hat. Er wurde gewählt 
in "Anlehnung an den Begriff „Bau- 
geschichte", der allgemein bei der 
historischen Betrachtung von Ein- 
zelbauwerken benutzt wird. Mit die- 
ser Bezeichnung soll die bauliche 
Entwicklung einer Stadt unter Ein- 
schluß ihrer städtebaulich-räumli- 
chen, ökonomischen, stadttechni- 
schen und stadtstrukturellen Fakto- 
ren in Bezug zur gesellschaftlichen 
Entwicklung in der Stadt bezeichnet 
werden. 


Ein direkter Vergleich der heutigen 
Stadtgröße von Frankfurt (Oder) 
mit der zur Zeit vor ihrer Zerstörung 
und Entvölkerung als 1939 rund 
85000 Einwohner gezählt wurden, 
ist heute erschwert, da der ehema- 
lige Stadtteil Dammvorstadt (mit da- 
mals etwa 24.000 Einwohnern) jetzt 
die selbständige Stadt Slubice in 
der Volksrepublik Polen ist. 

Wird von diesen Zahlen ausgegan- 
gen, hat Frankfurt (Oder) im Jahre 
1970 mit 62.019 Einwohnern seine je- 
mals größte Einwohnerzahl auf dem 
jetzigen Stadtterritorium erreicht 
und heute um mehr als 11.000 Ein- 
wohner überschritten. 


Diese kleinen Standorte sind der 
durch die Bauakademie unterstützte 
siebengeschossige Muster- und Ex- 
perimentalbau an der Karl-Marx- 
Straße (Fertigstellung 1966) und die 
Wohngruppe an der Puschkinstraße 
(1967/68) 


Das Gelände wurde vor Baubeginn 
als Kleingärten genutzt und war 
mit Gärtnereien, (in den Hangzonen 
z. T. Odland,) besetzt. Für die 
Baufreimachung mußten insgesamt 
64 Wohnungen, die meisten an der 
Bergstraße, abgebrochen werden. 





2 Nach der Fertigstellung wird das 
- Gebiet eine Einwohnerdichte von ca. 
360 EW/ha besitzen. Es mußten bis- 
her ca. 240 alte Wohnungen abge- 
brochen werden; rd. 2800 WE ent- 
standen und entstehen als Neu- 
bauten, 


8) Die Verlagerungsvorstellungen für 
das Stadtzentrum wurden auch 
1964/65 auf Berechnungen nach 
mathematischen Modellen begrün- 
det. Sie zielten auf den Bereich 
Leipziger Platz — Puschkinstraße. 
Eine andere Standortvariante war 
damals der Kleistpark. Sie wurden 
mit dem Widerspruch zwischen der 
extremen Randlage der ehemaligen 
Altstadt am Oderstrom und dem 
weiteren Auswachsen des Stadtter- 
ritoriums nach Südwesten motiviert. 
— Jedoch die bis zu diesem Zeit- 
raum erreichten Aufbauerfolge in 
der ehemaligen Altstadt, die Tradi- 
tion und die ökonomische 
Standortgunst für den Aufbau wei- 
terer zentraler Einrichtungen ließen 
solche Planungsvorstellungen bald 
wieder unrealistisch erscheinen. 


Diese 208 Wohnungen waren neben 
10 Wohnungen an der Ferdinand- 
straße das heutige Hotel „Stadt 
Frankfurt“, das ursprünglich als Ar- 
beiterwohnheim gebaut und unter 
Wohnungen abgerechnet wurde. 
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In den Darstellungen zur jüngsten 
Geschichte der Stadt Frankfurt 
(Oder) wird ständig wiederholt, daß 
Frankfurt (Oder) im Jahre 1945 zu 
70 Prozent zerstört war. Diese An- 
gabe ist jedoch kaum zureichend 
belegt. Vor allem wird die Bezogen- 
heit dieser Verhältniszahl sehr un- 
terschiedlich definiert. Bei E. Schirr- 
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11) 


12) 


13) 
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macher, Frankfurt (Oder) — „Aus vie- 
len Jahrhunderten Stadtgeschichte“, 
Frankfurt (Oder) 1974, Manuskript- 
druck, S. 14, wird diese Ziffer von 
70 Prozent als Verlust von Wohn- 
raum dargestellt. Aber auch das 
bleibt zweifelhaft. Diese Zahl er- 
scheint zu hoch angesetzt. Zu ver- 
muten ist, daß hier alle Gebäude 
einbezogen wurden, die 1945/46 
größere und kleinere Schäden hat- 
ten. 


Vgl. Vorlage des Rates des Bezirkes 
und des Rates der Stadt Frankfurt 
(Oder) für das Präsidium des Mi- 
nisterrates der DDR: Die Grunäili- 
nie der städtebaulichen und archi- 
tektonischen Gestaltung des Stadt- 
zentrums Frankfurt (Oder), Frankfurt 
(Oder) 1970, Manuskriptdruck. 


Es konnten für den Zeitraum 1949 
bis 1966 mindestens sieben Ent- 
würfe für das Stadtzentrum von 
Frankfurt (Oder) festgestellt wer- 
den, die als bestätigte Planungen 
Grundlage für Teilrealisierungen 
waren. Interessant ist auch, festzu- 
stellen, daß beginnend mit Entwür- 
fen, die zentral aus Halle, Potsdam 
und Berlin bearbeitet wurden, An- 
fang der sechziger Jahre solche 
Planungen von den bezirklichen 
Einrichtungen und seit Ende der 
sechziger Jahre zunehmend von den 
Organen des Rates der Stadt selbst 
ausgearbeitet wurden. 


Vgl. Abbildungen in: Rede von K. 
Liebknecht auf der 1. Theoretiscnen 
Konferenz der Deutschen Bauaka- 
demie. In: Probleme des Städte- 
baues und der Architektur im Sie- 
benjahrplan, Berlin 1960, S. 41 ff. 


14) E. W. Huth beschreibt in 


seinem 
Buch: „Die Entwicklung der Stadt 
Frankfurt (Oder) und ihr Kulturbild 
vom 13. bis zum frühen 17. Jahrhun- 
dert aufgrund archäologischer 
Funde“ — Berlin 1975 — (S. 29) zwar 
die nach der Stadtgründung zu ver- 
mutende senkrecht zur Oder ge- 
richtete räumliche Orientierung der 
Stadt. Wesentlich ist hier jedoch die 
Tatsache, daß viele Jahrhunderte 
hindurch die Raumstruktur Nord- 
Süd-Richtung hatte, was sich bis in 
unsere Tage auswirkte. 


15) Vgl. M. Vogler und R. Zeletzki, un- 


veröffentlichtes Manuskript zur Dis- 
sertationsschrift, Frankfurt (Odeı)/ 
Dresden 1974. 




















